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Ausführungsbeſtimm ungen zum Reichs⸗ 
351. vereinsgeſetz. 

Das mit dem 15. Mai d. Js. in Kraft tretende 
Reichsvereinsgeſetz vom 19. April 1908 (R. G. Bl. 
S. 151) ſtellt ſich als eine erſchöpfende Regelung 
des Vereins⸗ und Verſammlungsrechtes nach ſeiner 
öffentlich rechtlichen Seite hin dar. Während es 
bie beſtehenden reichsgeſezlichen Vorſchriften mit 
Ausnahme der im § 23 Abſ. 1 beſonders aufgeführten 
weiter gelten läßt ($ 23 Abf. 2), hebt es dle 
öffentlich rechtlichen Beſtimmungen der einzelſtaatlichen 
Landesgeſetze über Vereine und Verſammlungen 
ſoweit auf, als ſie nicht nach der Vorſchrift des 
§ 24 ausdrücklich aufrecht erhalten werden. Dem⸗ 
gemäß hat in Preußen vom 15. Mai d. Js. ab 
das Vereinsgeſetz vom 11. März 1850 nur noch 
Geltung für kirchliche und religtöfe Vereine und 
Verſammlungen ſowie (8 10 der Verordnung vom 
11. März 1850) für die Veranſtaltung kirchlicher 
Prozeſſionen, Wallfahrten und Bittgänge. Neben 
den vereinsgeſetzlichen ſetzt aber das Reſchsvereing⸗ 
geſetz teilweiſe auch die polizeilichen Beſtimmungen 
des Landesrechts außer Kraft. Denn während es 
den auf dem Gebiete der (Geſundheits⸗, Seuchen⸗ uſw.) 
Polizei liegenden Beſtimmungen der Reichsgeſetze 
auch gegenüber Vereinen und Verſammlungen ihre 
volle Geltung läßt, geſtattet es eine Beſchränkung 
des den Reichsangehörigen gewährten Vereins⸗ 
und Verſammlungsrechts auf Grund polizeilicher 
(bau-, feuer-, verkehrspolizeilicher uſw.) Beſtimmun⸗ 
gen des Landesrechts nur inſoweit, als es ſich um 
die Durchführung ſicherheitspolizellicher Maßnahmen 
zur Verhütung unmittelbarer Gefahr für Leben und 
Geſundheit der Teilnehmer an einer Verſammlung 
handelt (R. V. G. § 1 Abſ. 1 und 2). Dagegen 
werden die den einzelnen in ſeinem geſetzlichen Ver⸗ 
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ſammlungs⸗ und Vereinsrecht beſchränkenden zivil⸗ 
rechtlichen oder disziplinariſchen Beſtimmungen, da fie 
nicht polizeilicher Natur ſind, durch das Reichsver⸗ 
einsgeſetz nicht berührt. Ebenſowenig erfährt die auf 
beſonderen Privilegien beruhende Sonderſtellung der 
Kriegervereine, als außerhalb des Gebiets des Ver⸗ 
eins⸗ und Verſammlungsrechts liegend, durch das 
Reichsvereinsgeſetz eine Aenderung. 

Bezüglich einzelner Beſtimmungen des Reichs⸗ 
vereinsgeſetzes und ihres Verhältniſſes zu dem bis⸗ 
her in Preußen geltenden Rechte mache ich beſonders 
auf folgende Punkte aufmerkſam: 

1. Indem das Reichsvereinsgeſetz ($ 1) nur 
den Reichsangehörigen das Recht gewährt, Vereine 
zu bilden und ſich zu verſammeln, läßt es den bis⸗ 
herigen Rechtszuſtand in Preußen unberührt, nach 
welchem ein ſolches Recht den Reichsausländern nicht 
zuſteht und deren Beteiligung an Vereinen und Ver⸗ 
ſammlungen von der Polizei nach ihrem freien Er⸗ 
meſſen geregelt werden kann, wobei ihr als äußerſtes 
Zwangsmittel das Ausweiſungsrecht zuſteht. Abge⸗ 
ſehen aber davon, daß eine Beſchränkung der Aus⸗ 
länder in der Beteiligung an Vereinen und Ver⸗ 
ſammlungen nur bei ausreichendem Grunde einzu⸗ 
treten hat, darf durch ſie auch das Vereins⸗ und 
Verſammlungsrecht der Reichsangehörigen, an deren 
Vereinen oder Verſammlungen ſich Ausländer be⸗ 
teiligen, nicht beeinträchtigt werden. Etwaige Maß⸗ 
nahmen der fraglichen Art dürfen ſich alſo nur gegen 
die Ausländer als ſolche, nicht aber gegen die Ver⸗ 
eine oder Verſammlungen, an denen fie ſich beteiligen, 
richten. So würde es z. B. unzuläſſig ſein, eine 
Verſammlung, an der Reichsangehörige teilnehmen, 
lediglich wegen der Anweſenheit von Ausländern 
aufzulöſen. 

2. Während die Beſtimmung des $ 2 des 
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Reichsvereinsgeſetzes, wonach ein Verein, deſſen Zweck 
den Strafgeſetzen zuwiderläuft, aufgelöſt werden kann, 
auf alle Vereine Anwendung findet, liegen die im 
§ 3 a. a. O. bezeichneten Verpflichtungen nur den⸗ 
jenigen Vereinen ob, die eine Einwirkung auf 
politiſche Angelegenheiten bezwecken. Der Begriff 
der „politiſchen Angelegenheiten“ iſt enger als 
der Begriff der öffentlichen Angelegenheiten im 
Sinne des 52 des Vereinsgeſetzes vom 11. März 1850. 
Im übrigen ſind alle im Reichstage und in der 
Kommiſſion des Reichstages zur Beratung des Ent⸗ 
wurfes eines Reichsvereinsgeſetzes geſtellten Anträge, 
die eine geſetzliche Definition des Begriffs der 
politiſchen Angelegenheiten oder eine geſetzliche Ein⸗ 
ſchränkung dieſes Begriffs bezweckten, abgelehnt 
worden, ſo auch ein in der Kommiſſion geſtellter 
Antrag, der im Anſchluß an die Praxis des Reichs⸗ 
gerichts, insbeſondere Strafſachen Band 16 S. 383, 
die politiſchen Angelegenheiten definieren wollte, als 
„Sache, welche Verfaſſung, Verwaltung, Geſetzgebung 
des Staates, die ſtaatlichen Rechte der Bürger und 
die internationalen Beziehungen der Staaten in ſich 
begreifen.“ Es iſt damit die genauere Feſtſtellung 
bieſes Begriffes der Praxis und der Judikatur 
überlaſſen worden. 

Gegenüber dem bisherigen preußiſchen Rechte 
iſt für die Vereine die Verpflichtung zur Einreichung 
des Mitgliederverzeichniſſes fortgefallen, es iſt von 
den ban e Vereinen außer der Satzung nur 
noch das Verzeichnis der Vorſtandsmitglieder ſowie 
jede Aenderung beider einzureichen. 

Inwieweit auch Zweigvereine, Ortsgruppen, 
Zahlſtellen uſw. den im § 3 a. a. O. bezeichneten 
Verpflichtungen unterliegen, iſt eine in jedem einzelnen 
Falle nur unter Berückſichtigung der geſamten Ver⸗ 
hältniſſe zu beantwortende Tatfrage, bei deren Ent⸗ 
ſcheidung neben der Frage, ob die Ortsgruppe, 
Zahlſtelle uſw. überhaupt die Merkmale eines 
„Vereins“ aufweiſt, hauptſächlich zu prüfen iſt, ob 
eine mehr oder weniger organiſterte dauernde Ver⸗ 
einigung zur Verfolgung beſonderer örtlich begrenzter 
Zwecke vorliegt. Es kommt dabei z. B. darauf an, 
wie die tatſächliche Stellung des Vorſtandes der 
Ortsgruppe iſt, ob er lediglich als Bevollmächtigter 
des Zentralverbandes oder des Vorſtandes des 
letzteren deſſen Geſchäfte an dem einzelnen Orte 
führt oder einen ſelbſtändigeren Wirkungskreis hat, 
ferner darauf, wie das Verhältnis der Mitglieder 
der Ortsgruppe zu dem Geſamtverband iſt, vor 
allem, ob ſie ein ſelbſtändiges Vereinsleben führen 
oder ſich in den Grenzen der Aufgabe halten, lediglich 
Glieder des Verbandsorganismus zu ſein. 

Die für die Einreichung der Satzungen uſw. 
vorgeſchriebene Friſt iſt gegenüber dem bisherigen 
preußiſchen Recht von drei Tagen auf zwei Wochen 
verlängert worden. 

3. Die Beſtimmung des § 2 Abf. 1 der 
preußiſchen Verordnung vom 11. März 1850, 


daß die Vorſteher der zur Einreichung der Statuten 
und des Mitgliederverzeichniſſes verpflichteten Vereine 
der Polizeibehörde auf Erfordern jede darauf be⸗ 
zügliche Auskunft zu erteilen haben, iſt in das 
Reichsvereinsgeſetz nicht übernommen worden. Es 
ergibt ſich daraus, daß eine allgemeine vereins⸗ 
geſetzliche Verpflichtung der Vereine zur Erteilung 
von Auskunft über ihre Mitglieder zukünftig nicht 
mehr beſteht. Eine ſolche Pflicht bleibt nur 
inſoweit beſtehen, als die Polizei, unter denjenigen 
Vorausſetzungen und in denjenigen Fällen, in denen 
ſte kraft allgemeiner pollzeilicher Befugniſſe von 
einzelnen Perſönlichleiten Auskunft verlangen könnte, 
auch von den Vereinen die in Frage kommer de 
Mitteilung verlangen kann. 

4. Die Bellimmung des § 4 des Reichs⸗ 
vereinsgeſetzes, betreffend die Wahlkomitees, be⸗ 
deutet gegenüber den bisherigen preußiſchen Recht 
eine vollſtändige Neuerung. Zu den Wahlen im 
Sinne dieſer Beſtimmungen gehören außer den 
Wahlen für die parlamentariſchen und die kommu⸗ 
nalen Körperſchaften unter anderen auch die Wahlen 
für die Handelskammern, Handwerkerkammern, 
Kaufmannsgerichte, Gewerbegerichte, Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften, Krankenkaſſen, Schiedsgerichte bei der 
Invaliditäts⸗ und Alters verſicherung uſw. 

5. Während § 1 der preußiſchen Verordnung 
vom 11. März 1850 alle Verſammlungen, in 
welchen öffentliche Angelegenheiten erörtert oder 
beraten werben ſollen, einerlei ob dieſe Ver⸗ 
ſammlungen öffentliche ſind oder nicht, der 
Anzeigepflicht unterwarf, unterliegen nach 8 5 
des Reichsvereinsgeſetzes der Anzeigepflicht nur ſolche 
öffentliche Verſammlungen, die zur Erörterung 
politiſcher Angelegenheiten beſtimmt ſind. Von 
der Anzeigepflicht ſind mithin alle privaten Zu⸗ 
ſammenkünfte und alle geſchloſſenen Verſammlungen, 
insbeſondere auch die Verſammlung geſchloſſener 
Vereine ſelbſt dann befreit, wenn in ihnen politiſche 
Angelegenheiten erörtert werden ſollen. Jedoch ſind 
unter „öffentlichen“ Verſammlungen nicht nur 
diejenigen zu verſtehen, welche als ſolche ver⸗ 
anſtaltet werden, ſondern im Gegenſatz zu den 
eigentlichen geſchloſſenen Verſammlungen ent⸗ 
ſprechend der geltenden Rechtſprechung vor allem 
auch die Verſammlungen ſolcher Vereine, „die 
nach der räumlichen Ausdehnung des Gebietes, 
das ſie umfaſſen, wie nach der Zahl ihrer 
Mitglieder fo groß find, deren Organiſatſon eine fo 
loſe, bei denen der Erwerb und Verluſt der Mitglied⸗ 
ſchaft an fo geringe Vorausſeh ungen gebunden und 
ſo wechſelnd iſt, daß von ihnen nicht geſagt werden 
kann, ihre Mitglieder bilden ein in ſich geſchloſſenen, 


beſtimmt abgegrenzten Kreis von innerlich unter ſich 


verbundenen Perſonen“ (Entſch. des Reichsgerichts 
in Strafſachen Band 21 S. 256). Es iſt alſo auch 
eine Vereinszuſammenkunft, wenn ſie die Merkmale 
einer öffentlichen Verſammlung an ſich trägt, als 
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ſolche zu behandeln. Anderſeits darf aber eine Ver⸗ 
einsverſammlung nicht ſchon deshalb als eine öffent- 
liche angeſehen werden, weil an ihr einige Perſonen 
teilnehmen, die nicht Mitglieder des Vereins ſind. 
Ebenſowenig wird eine Verſammlung dadurch, daß 
fie in einem öffentlichen Lokale veranftaltel wird, 
oder daß ein Eintrittsgeld erhoben wird, ohne 
weiteres als eine öffentliche charakteriſiert. 

6. Wie nach bisherigem preußiſchen Rechte ift 
auch nach dem Reichsvereinsgeſetz über die erfolgte 
Anzeige einer Verſammlung ſofort eine kostenfreie 
Beſcheinigung zu erteilen. Erfolgt die Anzeige durch 
Telegramm mit bezahlter Rückantwort, ſo wird unter 
Benutzung der letzteren die Beſcheinigung telegraphiſch 
zu erteilen ſein. 

7. Bezüglich der Erſetzung der Anzeige durch 
die öffentliche Bekanntmachung gemäß 8 6 Abſ. 1 
des Reichsvereinsgeſetzes nehme ich Bezug auf die 
von mir erlaſſene Ausführungsverordnung vom 
8. d. Mis. und die von mir dazu in dem Erlaſſe 
vom gleichen Tage — II. c. 1559/1560 — gegebenen 
Weiſungen. 

8. Die Unterlaſſung der geſetzlich vorgeſchriebenen 
Anzeige (Bekanntmachung) einer Verſammlung be⸗ 
rechtigt die Pollzeibehörde oder deren Organe uach 
dem Reichsvereinggeſez im Gegenſatz zu dem bis⸗ 
herigen preußiſchen Recht nicht zur Auflöſung 
der Verſammlung, hat vielmehr nur die Be- 
E derjenigen Perſonen zur Folge, welche eine 
ſolche Verſammlung veranſtalten oder leiten (8 18 
Ziff. 2 des R. V. G.). 


9. Die im § 6 Abſ. 2 des Reichsvereinsgeſetzes 
bezeichneten Wahloerfammlungen und die im 86 
Abſ. 3 a. a. O. bezeichneten Verſammlungen der 
Gewerbetreibenden, gewerblichen Gehilfen uſw. unter⸗ 
liegen der Anzeigepflicht nicht. Dagegen iſt die 
Polizeibehörde gemäß § 13 a. a. O. zur Entſendung 
von Beauftragten auch in ſolche Verſammlungen 
berechtigt, wenn dieſe ſich als „öffentliche Verſamm⸗ 
lungen zur Erörterung politiſcher Angelegenheiten“ 
im Sinne des 8 5 a. a. O. darſtellen. 

Dabei iſt zu bemerken, das die Beſtimmung 
des 5 6 Abſ. 3 des Reichsvereinsgeſetzes nach ihrer 
Entſtehungsgeſchichte nur die in den 88 152 und 
1548 der Reichsgewerbeordnung bezeichneten Perſonen⸗ 
kreiſe und nur die Verfolgung der im § 152 
a. a. O. bezeichneten Zwecke bevorzugen will. Die 
Beſtimmung des § 152 der Reichsgewerbeordnung 
bezieht ſich aber nach der Auslegung, die ſie in der 
yubifatur erfahren hat, nur auf Verabredungen und 

ereinigungen der Arbeitgeber oder Arbeitnehmer 
zur Verbeſſerung individueller Kohn: und Arbeits- 
verhälmiſſe in beſtimmten Betrieben durch unmittel- 
bare Einwirkung auf den anderen Teil. Es ſind 
mithin die im § 152 der Reichsgewerbeordnung 
bezeichneten Angelegenheiten als ſolche überhaupt 
nicht politiſcher Natur. Dagegen fallen unter 8 152 
der Reichsgewerbeordnung und folgerichtig auch unter 


8 6 Abſ. 3 des Reichsvereinsgeſetzes nicht Verab⸗ 
redungen und Vereinigungen, die über den Bereich 
der konkreten Intereſſen der Beteiligten hinausgehend 
eine Aenderung der Lage der Arbeiter gegenüber 
den Arbeitgebern überhaupt anſtreben oder die für 
Arbeitnehmer oder ⸗geber günſtigere Lohn⸗ und 
Arbeitsbedingungen durch Veränderung der Geſetz⸗ 
gebung, durch die Einwirkung auf die Sozialpolitik 
oder durch Zuhilfenahme der Staatsmittel indirekt 
zu erreichen bezwecken. Sollen ſolche über den 
Rahmen des § 152 der Reichsgewerbeordnung 
hinausgehende und auf politiſchem Gebiete liegende 
Angelegenheiten in öffentlichen Verſammlungen 
erörtert werden, ſo tritt für ſie ſowohl die Anzeige⸗ 
pflicht wie das Recht der polizeilichen Ueberwachung ein. 

Die Frage, ob bei gewerkſchaftlichen und Streik⸗ 
verſammlungen die Beſtimmung des $ 6 Abſ. 3 
oder des § 5 des Reichsvereinsgeſetzes Anwendung 
findet, wird ſich hiernach im einzelnen Falle nur 
nach den beſonderen Umſtänden entſcheiden laſſen. 
Es ift dabei mit Vorſicht zu verfahren und jede 
unzuläſſige oder unnötige polizeiliche Einmiſchung 
in die Kämpfe zwiſchen Arbeitgebern und Arbeit⸗ 
nehmern auf dem Gebiete des Vereins⸗ und Ver⸗ 
ſammlungsweſen zu unterlaſſen. 

10. Wenn das Reichsvereinsgeſetz keine Be⸗ 
ſtimmung enthält, durch welche ein Präventivverbot 
gegenüber Verſammlungen in geſchloſſenen Räumen 
zugelaſſen würde, andererſeits aber im 8 1 den 
Reichsangehörigen nur das Recht gibt zu Zwecken, 
die den Strafgeſetzen nicht zuwiderlaufen, ſich zu ver⸗ 
ſammeln, ſo folgt daraus, daß das Reichsvereinsgeſetz 
den Rechtszuſtand, wie er ſchon bisher in Preußen 
bezüglich der Zuläſſigkeit des Präventivverbots bei 
ſolchen Verſammlungen nach der konſtanten Judikatur 
des Oberverwaltungsgerichts beſtand, in keiner Weiſe 
verändert. Ein ſolches Präventivverbot ift alfo auch 
in Zukunft auf vereins⸗ und verſammlungsrechtlicher 
Baſis nur dann zuläffig, wenn mit der Veranſtaltung 
einer Verſammlung von vornherein nachweisbar ein 
ſtrafgeſetzwidriger Zweck verfolgt wird. Die bloße 
Befürchtung der Polizeibehörde, daß eine Verſamm⸗ 
lung zu einer Verletzung der Strafgeſetze oder zu 
einer Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung führen könnte, rechnet ein ſolches Präventiv⸗ 
verbot ſelbſt dann nicht, wenn ſie ſich auf Tatſachen 
ftügen kann. 

Aus Gründen, welche außerhalb des Gebietes 
des Vereins⸗ und Verſammlnngerechts liegen, iſt 
ein Präventivverbot gemäß 8 1 des Reichsvereins⸗ 
geſetzes nur dann zuläſſig, wenn die Verhinderung 
der Verſammlung zur Durchführung polizeilicher 
Beſtimmungen der Reichsgeſetze oder im ſicherheits⸗ 
polizeilichen Intereſſe zur Verhütung unmittelbarer 
Gefahr für Leben und Geſundheit der Verſamm⸗ 
lungsteilnehmer notwendig iſt. 

Zu den im 8 6 bezeichneten Gewerbetreibenden, 
gewerblichen Gehilfen uſw. gehören übrigens auch 
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die Unternehmer und Gehilfen im Handelsgewerbe, 
die Betriebsbeamten, die Werkmeiſter und die 
Techniker. 

11. Bezüglich der öffentlichen Verſamm⸗ 
lungen unter freiem Himmel und der Aufzüge 
auf öffentlichen Straßen oder Plätzen gibt § 7 
des Reichsvereinsgeſeßes im weſentlichen das 
bisher in Preußen geltende Recht wieder mit der 
Maßgabe, daß die Friſt für die Einholung der 
Genehmigung von 48 auf 24 Stundeu herab⸗ 
geſetzt und der Polizeibehörde im Falle der Ver⸗ 
weigerung der Genehmigung die Verpflichtung 
zur Erteilung eines koſtenfreien Beſcheides mit 
Angabe der Gründe auferlegt iſt. Jedoch wird 
es nach 8 8 des Reichsvereinsgeſetzes zukünftig 
als Veranſtaltung einer Verſammlung unter 
freiem Himmel nicht anzuſehen ſein, wenn ſich 
an einer in einem geſchloſſenen Raume abgehal⸗ 
tenen Verſammlung einige außerhalb dieſes 
Raumes befindliche Perſonen beteiligen oder 
wenn eine Verſammlung, die in einen gejchloffe- 
nen Raum berufen und dort zuſammengetreten 
iſt, ihre Verhandlungen in einem damit zuſam⸗ 
menhängenden, nach außen abgeſchloſſenen Hof 
oder Garten verlegt, und zwar in letzterem Falle 
ſelbſt dann nicht, wenn dieſe Verlegung vor der 
förmlichen Konſtituierung der Verſammlung er⸗ 
folgt. Dagegen kann die Vorſchrift des § 8 
ſelbſtverſtändlich dann keine Anwendung finden, 
wenn beſondere Umſtände, wie etwa ein von 
vornherein beſtehendes Mißverhältnis zwiſchen der 
Größe und Beſchaffenheit des Verſammlungsraumes 
und der Zahl der zu erwartenden Teilnehmer, die 
Annahme gerechtfertigt erſcheinen laſſen, daß die 
Einbernfung der Verſammlung in den geſchloſſenen 
Raum nur zur Umgehung der Beſtimmungen für 
Verſammlungen unter freiem Himmel hat dienen 
ſollen. Vorausſetzung iſt daher, daß der Verſamm⸗ 
lungsraum an und für ſich geeignet für die Ver⸗ 
ſammlung war, und daß ſpäter hinzugetretene Um⸗ 
ſtände das Abgehen von der urſprünglichen Abſicht, 
die Verſammlung in dem geſchloſſenen Raume ab⸗ 
zuhalten, angezeigt erſcheinen laſſen. 

12. Die polizeiliche Genehmigung von Auf⸗ 
zügen der Schützengilden, Umzügen von Studenten uſw., 
bei denen das Tragen von Waffen (Gewehren, 
Rappieren) üblich iſt, wird ohne weiteres zugleich 
als die behördliche Ermächtigung zum Erſcheinen mit 
Waffen der fraglichen Art im Sinne des § 11 des 
Reichsvereinsgeſetzes anzuſehen ſein. 

13. Bezüglich der Sprachenbeſtimmung des 
§ 12 des Reichsvereinsgeſetzes nehme ich Bezug auf 
meine Ausführungsverordnung vom 8. d. Mts. und 
auf meinen Erlaß vom gleichen Tage (II. c. 1559 / 
1560). Ich mache dabei noch beſonders darauf auf⸗ 
merkſam, daß ſich die Vorſchrift des § 12 Abi. 1 
auf alle öffentlichen Verſammlungen ohne Rück⸗ 
ſicht auf den Gegenſtand der Erörterung bezieht, in 


ihrer Geltung mithin nicht etwa beſchränkt iſt auf 
Verſammlungen, in denen öffentliche oder politiſche 
Angelegenheiten verhandelt werden. N 

14. Die Beſtimmung des $ 4 Abſ. 3 des 
preußiſchen Vereinsgeſetzes vom 11. März 1850, 
wonach den Beauftragten der Polizei auf Erfordern 
durch den Vorſitzenden der Verſammlung Auskunft 
über die Perſon der Redner gegeben werden muß, 
iſt in den $ 13 des Reichsvereinsgeſetzes nicht 
übernommen worden. Hiernach beſteht ein ver⸗ 
ſammlungsrechtlicher Anſpruch der Polizei auf ſolche 
Auskünfte zukünftig nicht mehr. Selbſtverſtändlich 
iſt aber die Polizei in beſonderen Fallen, z. B. wenn 
es ſich um die Feſtſtellung von ſtrafbaren Handlungen 
handelt, berechtigt, die betreffenden Perſönlichkeiten 
feſtzuſtellen. 8 

15. Das den Beauftragten der Polizei nach 
8 13 Abſ. 2 des Reichsvereinsgeſetzes zuſtehende 
Recht auf Einräumung eines angemeſſenen Platzes 
in der Verſammlung darf nicht in kleinlicher und 
läſtiger Weiſe ausgenutzt werden. Die Beauftragten 
der Polizei können insbeſondere, wenn ihnen ein 
anderer angemeſſener Platz eingeräumt wird, nicht 
beanſpruchen, etwa gerade am Vorſtandstiſch Platz 
zu nehmen. 

16. Die Befugnis der Beauftragten der 
Polizeibehörde zur Auflöſung einer Verſamm⸗ 
lung iſt auf die im § 14 des Reichsvereins⸗ 
geſetzes unter Ziffer 1 bis 6 aufgeführten Fälle 
beſchränkt. Gegenüber dem geltenden preußiſchen 
Rechte fällt, wie ſchon oben We die 
Befugnis zur Auflöſung einer anzeigepflichtigen 
Verſammlung wegen Unterlaſſung der Anzeige 
weg. Außerdem ſind die Beauftragten der Poli⸗ 
zeibehörde, „wenn in der Verſammlung Anträge 
oder Vorſchläge erörtert werden, die eine Auf- 
forderung oder Anreizung zu ſtrafbaren Hand⸗ 
lungen enthalten“ ($ 5 der Verordnung vom 
11. März 1850), gemäß § 14 Ziffer 5 des 
Reichsvereinsgeſetzes nur noch dann zur Auf⸗ 
löſung berechtigt, wenn dieſe ſtrafbaren Hand⸗ 
lungen ſich als Verbrechen oder nicht nur auf 
Antrag zu verfolgende Vergehen im Sinne des 
Reichsſtrafgeſetzbuches charakteriſieren. In der⸗ 
artigen Fällen wird übrigens im allgemeinen 
zunächſt dem Leiter der Verſammlung, der nach 
§ 10 des Reichsvereinsgeſetzes in erſter Linie 
für Ruhe und Ordnung in der Verſammlung zu 
forgen hat, die Verhütung weiterer Ausſchrei⸗ 
tungen, nötigenfalls durch Entziehung des Worts, 
zu fiberlaffen fein, und die Polizeibeamten wer: 
den von der ihnen zuſtehenden Auflöſungsbefug⸗ 
nis nur dann Gebrauch zu machen haben, wenn 
der Verſammlungsleiter der Ausſchreitung nicht 
entgegentritt oder fein Eingreifen erfolglos bleibt. 

Die ſchriftliche Mitteilung der Auflöſungs⸗ 
gründe, welche der Leiter einer aufgelöſten Ver⸗ 
ſammlung von der Polizeibehörde verlangen 
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kann, muß mit größter Beſchleunigung erfolgen, 
da ſie die Grundlage für das eventuelle Rechts⸗ 
mittelverfahren bildet. 

17. Die in den 88 2 und 15 des Reichs⸗ 
vereinsgeſetzes geregelte Anfechtung der polizei⸗ 
lichen Auflöfung von Vereinen oder Verſamm⸗ 
lungen erfolgt in Preußen nach den Beſtim⸗ 
mungen der §8 127 ff. des Landesverwaltungs⸗ 
geſetzs wahlweiſe im Beſchwerde⸗ oder 
Verwaltungsſtreitverfahren. 

18. Während § 8 des preußiſchen Vereins⸗ 
geſetzes vom 11. März 1850, abgeſehen von den 
Frauen, denen das Reichsvereinsgeſetz das volle 
Vereins⸗ und Verſammlungsrecht nicht ſtreitig macht, 
nur Lehrlinge und Schüler von der Mitgliedſchaft 
bei politiſchen Vereinen und von der Teilnahme an 
den Verſammlungen oder Sitzungen ſolcher Vereine 
ausſchloß, dürfen nach 8 17 des Reichsvereins⸗ 
geſetzes alle Perſonen, die das 18. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, nicht Mitglieder politt- 
ſcher Vereine ſein und weder in den Verſamm⸗ 
lungen ſolcher Vereine, ſofern es ſich nicht um Ver⸗ 
anſtaltungen zu geſelligen Zwecken handelt, noch in 
öffentlichen politiſchen Berſammlungen anweſend ſein. 
Die Teilnahme ſolcher jugendlichen Perſonen an 
Verſammlungen der bezeichneten Art berechtigt in⸗ 
deſſen die Polizei nicht zur Auflöſung der Ver⸗ 
ſammlung oder zu irgendwelchen ſonſtigem Ein⸗ 
ſchreiten gegen die Verſammlung als ſolche. Die 
Polizei kann vielmehr nur gegen die einzelnen 

Bekanntmachung des Ober 
352. Unter Bezugnahme auf 


ugendlichen Perſonen ſelbſt vorgehen, fie aus der 
ehe entfernen und gemäß § 18 Ziffer 6 
des Reichsvereinsgeſetzes zur Beſtrafung bringen. 
Durch die Duldung jugendlicher Perſonen in politi⸗ 
ſchen Vereinen machen ſich die Vorſtands mitglieder 
nach 8 18 Ziffer 5 ſtrafbar. 

19. Die Strafbeſtimmung des § 18 Ziffer 4 
des Reichsvereinsgeſetzes greift auch dann Platz, 
wenn die Verſammlung gemäß § 10 a. a. O. von 
dem Leiter (Veranſlalter) für aufgelöſt erklärt iſt. 

20. Für alle Fälle der Veranſtaltung einer 
Verſammlung unter freiem Himmel oder eines 
öffentlichen Aufzuges ohne die vorgeſchriebene Ge⸗ 
nehmigung bedroht § 19 Ziffer 1 des Reichs⸗ 
vereinsgeſetzes nur den Veranſtalter oder Leiter mit 
Strafe, während nach 8 17 Abi. 1 und 2 des 
preußiſchen Vereinsgeſetzes jeder Teilnehmer zu be⸗ 
ſtrafen war. 

21. Die in Preußen geltenden Beſtimmungen 
zum Schutze der Feier der Sonn⸗ und Feſttage 
werden durch § 24 letzter Abſatz des Neichsvereing- 
geſetzes inſoweit außer Kraft geſetzt, als ſie für 
Sonntage, die nicht zugleich Feſttage find, Ber 
ſchränkungen des Verſammlungsrechts für die Zeit 
nach der Beendigung des vormittäglichen Haupt⸗ 
gottesdienſtes vorſehen. f 

Berlin, den 13. Mai 1908. 


Der Miniſter des Innern. 


I es 188 von Moltke. 


präſidenten der Provinz Brandenburg. 


meine Bekanntmachung vom 20. April v. Js. — Amtsblatt von 1907, 
S. 104 — bringe ich hierdurch gemäß $ 19 des Geſetzes über die Kriegsleiſtungen vom 13. Juni 1873 


(R. G. Bl. S. 129 ff.) die Nachweiſung der Durchſchnittsmarkt 
zur öffentlichen Kenntnis, 


bezirks Frankfurt a. O. 

Zeit bis zum 31. März 1909 

und Roggenmehl zu gewähren iſt. 
In den 


ortsübliche Mahllohn mitenthalten. 


der Durchſchnittsmarktpreiſe für Weizen, 
Hauptmarktorten des Regierungsbezirks 


die Vergütung für Weizen, Roggen, Hafer, 


preiſe in den Hauptmarktorten des Regierungs⸗ 
nach denen im Falle einer Mobilmachung in der 
Heu Stroh, Weizen⸗ 


ergütungsſätzen für Weizen⸗ und Roggenmehl iſt bei ſämtlichen Hauptmarktorten der 


Nachweiſung 
Roggen, Hafer, Heu, Stroh, Weizen⸗ und Roggenmehl in den 
Frankfurt a. O. für die Zeit vom 1. Aptil 1908 bis dahin 1909. 


Lfd. Name Weizen | Roggen | Hafer | Heu Stroh 195 ne 
Nr. * pro 100 Kilogramm 
Hauptmarkt⸗Ortes. 


Cottbus 
Croſſen a. O. 
Eüſein 
Frankfurt a. O. 
Fürſtenwalde 


Landsberg a. W. 
Lübben 5 * 


Zälltchau 
Potsdam, den 11. Mai 1908. 
O. P. 8709. Der Oberpräſident. 


re 


f.] M. Pf M. BEIM. Pf.] M. pf M. Pf 


In Vertretung: von Winterfeld. 
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353. Polizeiverordnung 
betreffend die Einrichtung und den Betrieb von Auf⸗ 
zügen (Fahrſtühlen). 

Auf Grund der 88 137 und 139 des Geſetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 
1883 (G. S. S. 195) ſowie der 88 6, 12 und 15 
des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 
1850 (G. S. S. 265) wird für den Umfang der 
Provinz Brandenburg mit Ausnahme der Stadtikreiſe 
Charlottenburg, Schöneberg, Rixdorf, Wilmersdorf 
und Lichtenberg und der Landgemeinde Borhagen- 
Rummelsburg mit Zuſtimmung des Provinzialrats 
hierdurch verordnet, was folgt: 
Titel J. Geltungsbereich der Polizeiverordnung. 

§ 1. 1. Den Beſtimmungen dieſer Pollzei⸗ 
verordnung ſind alle Aufzugseinrichtungen unter⸗ 
worſen, deren Fahrkörbe, Kammern oder Plattformen 
zwiſchen feſten Führungen bewegt werden, ſofern ihre 
Hubhöhe zwei Meter überſteigt. 

II. Ausgenommen ſind Aufzüge in den der 
Aufſicht der Bergbehörden unterſtehenden Betrieben, 
Verſenkvorrichtungen in Theatern, Paternoſterwerke 
für Laſten und Schiffshebewerke. 

Titel II. Einteilung der Aufzüge. 
§ 2. I. Die Aufzüge werden eingeteilt in: 
1. Perſonenaufzüge, 
2. Laſtenaufzüge. 

II. Zu erſteren gehören auch diejenigen Laſten⸗ 
aufzüge, auf denen Führer mitfahren dürfen. 
Titel III. Allgemeine Beſtimmungen für Aufzüge. 

§ 3. Aufſtellung der Fahrſtühle. 

Aufzüge ſollen, ſoweit der Betrieb der Anlage 
es zuläßt, im Freien oder an der Außenſeite der 
Gebäude oder in Treppenhäufern, die von feuerfeften 
Wänden umgeben ſind, oder in Lichthöfen angelegt 
werden; im letzteren Falle darf durch ſie die vor⸗ 
geſchriebene Mindeſtgrundflaͤche der Lichthöfe nicht 
beſchränkt werden. 

8 4. Fahrſchächte. 

I. Die Fahrbahn der Aufzüge iſt in ihrer ganzen 
Ausdehnung nach Maßgabe der für den Aufſtellungsort 
geltenden Baupolizeiverordnung oder, falls in dieſer 
beſondere Beſtimmungen über Fahrſchächte nicht ent⸗ 
halten ſind, nach dem Ermeſſen der Baupolizeibehörde 
mit feuerfeſten oder mindeſtens dichten feuerſicheren 
Wänden zu umſchließen. 

II. Von der Vorſchrift feuerfeſter und feuer⸗ 
ſicherer Schachtwände ſind ausgenommen: 

1. Aufzüge, die dem $ 3 entſprechend in 
Treppenhäuſern freiſtehend oder an der 
Außenſeite von Gebäuden oder in Licht⸗ 
höfen angelegt werden; 

2. Aufzüge, die im Innern von Gebäuden 
übereinander gelegene Galerien verbinden; 

3. Aufzüge, die nur zwei unmittelbar auf⸗ 
einander folgende Geſchoſſe oder nur 
Kellergeſchoſſe mit dem Erdgeſchoß ver⸗ 


binden, wenn in den durch den Fahrſtuhl 
verbundenen Geſchoſſen keine feuergefähr⸗ 
lichen Gegenſtände lagern; 

4. Gichtaufzüge in allen Arten von Betrieben; 

5. Aufzüge in Gebäuden mit ungeſchalten 
und unverputzten Zwiſchendecken, die an 
und für ſich der Uebertragung eines 
Feuers keinen Widerſtand lelſten. 

III. Kleine Aufzüge, d. h. Laſtenaufzüge, bie 
nicht betretbar ſind (für Speiſen, Akten, kleine Erzeug⸗ 
niſſe der Induſtrie und dergleichen), von höchſtens 
100 kg Tragfähigkeit und nicht mehr als 0,7 qm 
Schachtquerſchnitt bedürfen, ſoweit fie nicht nach vor⸗ 
ſtehenden Beſtlmmungen von der Vorſchrift feuerfeſter 
oder feuerſicherer Wände ganz ausgenommen ſind, 
nur feuerſicherer Schachtwände. 

85. Abdeckung der Fahrſchächte. 

I. Von feuerfeſten oder feuerſicheren Wänden 
umſchloſſene Fahrſchächte, in denen die Förderung 
bis zum Dachgeſchoſſe geht, ſind an ihrem oberen 
Ende mit einer feſten, feuerſicheren Abdeckung zu 
verſehen. Von der feuerſicheren Beſchaffenheit kann 
nur abgeſehen werden, wenn in den durch den Fahr⸗ 
ſtuhl verbundenen Geſchoſſen keine feuergefährlichen 
Gegenſtände lagern und die Schachtwände ſowie ein 
in der Abdeckung anzubringendes Entlüftungsrohr 
mindeſtens O,a m über Dach geführt werden. Glas⸗ 
abdeckungen ſind mittels Drahtgitter zu unterfangen. 

II. Von feuerfeſten oder feuerſicheren Wänden 
umſchloſſene Fahrſchächte, in denen die Förderung 
nicht bis zum Dachgeſchoſſe geht, ſind an ihrem 
oberen Ende ſtets feuerſicher abzuſchließen. 

III. Fahrſchächte, deren obere Mündung im 
Freien oder an Orten liegt, die von Menſchen 
betreten werden, ſind mit Deckel⸗ oder Klappen⸗ 
verſchlüſſen, die vom Fahrkorbe gehoben werden, zu 
verſehen, ſofern nicht nach Abſ. I oder II feuerſichere 
Verſchlüſſe erforderlich find oder 8 4 II 1 und 2 
zutreffen. 

Iv. Ueber der Decke des Fahrkorbes in ſeinem 
höchſten normalen Stande muß eine freie Höhe von 
mindeſtens 1,00 m vorhanden fein. Bremsfahrftühle 
in kleinen Getreidemühlen ſind von dieſer Vorſchrift 
ausgenommen. Muß der Fahrſchacht der vor⸗ 
geſchriebenen freien Höhe halber über die Dachfläche 
hinausgeführt werden, ſo wird dieſes Maß auf die 
zuläffige Gebäudehöhe nicht angerechnet. 

. Umwehrungen der Fahrbahn. 

J. Aufzüge, deren Fahrbahn nicht durch feuer⸗ 
feſte oder dichte feuerſichere Wände abzuſchließen iſt, 
müſſen allſeitig derart umwehrt ſein, daß Menſchen 
durch den Betrieb des Aufzugs nicht zu Schaden 
kommen können. Der Fahrſchacht darf nur durch 
Türen oder Schranken zugänglich fein. Aufzüge an 
der Außenſeite von Gebäuden oder im Freien bedürfen 
der Umwehrung nur dort, wo Menſchen an die 
Fahrbahn herangelangen können. 

II. Die Umwehrungen müſſen dauerhaft her⸗ 
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geſtellt, mindeſtens 16 m hoch ſein und aus einem 
nicht brennbaren Material hergeſtellt werden; von 
der Erfüllung letzterer Vorſchrift kann abgeſehen 
werden in Gebäuden, deren Zwiſchendecken an und 
für ſich der Uebertragung eines Feuers keinen Wider⸗ 
ſtand leiſten (8 4 II 5). Die Umwehrungen müſſen 
ſo beſchaffen ſein, daß ein Hindurchgreifen in den 
vom Fahrkorbe beſtrichenen Raum verhindert wird. 
Beſtehen ſie aus Drahtgeflecht, ſo darf die Maſchen⸗ 
weite en 2 em betragen. 

III. Fahrſchächte mit Deckel⸗ oder Klappen⸗ 
verſchlüſſen an ihrer oberen Mündung ($ 5 III) 
lind unfallſicher zu umwehren, fo daß die Abdeckung 
nicht betreten werden kann. 

§ 7. Fahrſchachttüren. 

I. Zugangstüren (Fahrſchachttüren) zu Fahr⸗ 
ſchächten mit feuerfeſten oder feuerſicheren Wänden 
müſſen feuerſicher ſein. Fahrſchachttüren und Hub⸗ 
gitter. die zu Fahrſchächten führen, die nicht mit 
feuerfeften oder dichten feuerſicheren Wänden zu 
umgeben ſind, müſſen mindeſtens den Anforderungen 
entſprechen, die an die Umwehrung zu ſtellen ſind 
86 II). 

II. Fahrſchachttüren oder Schranken dürfen 
nicht in die Fahrbahn hineinſchlagen. Türen in Fahr⸗ 
körben dürfen nicht aus der Fahrbahn herausſchlagen. 

9 8. Lichtöffnungen in Fahrſchächten. 


. I. Lichtöffnungen find, ſowelt nicht Brandmauern 
ade wie m den men 
suläffig, welche b 
umſchloſſen fein müffen. feuerfeft oder feuerſicher 


II. Lichtöffnungen in Außenmauern müſſen durch 
Fenſter verſchloſſen werden. Sind letztere zum Oeffnen 
n ſo dürfen ſie nicht nach innen ſchlagen 


von Unbefugten nicht geöffnet werden können. 
Lichtöffnungen in 


0 Wänden oder Zugangstüren, die 
den Fahrſchacht gegen Innenräume begrenzen, müſſen 
durch Drahtglas von mindeſtens 10 mm Stärke 
oder ein gleich widerſtandsfähiges Glas dicht abge⸗ 
ſchloſſen werben; fie dürfen die Geſamtgröße von 
10 der Wandfläche der Zugangsſeite zum Fahr⸗ 
ſchacht in keinem Geſchoß überſteigen. 
Gegengewichte. 

1. Gegengewichte der Fahrkörbe müſſen geführt 
und ſo angeordnet werden, daß ſie ihre Führungen 
am oberen und unteren Ende nicht verlaſſen können. 
Endigt die Gegengewichtsbahn nicht auf gewachſenem 
Boden, fo ift dafür zu forgen, daß ſich das Gegen⸗ 
gewicht beim Bruche des Tragſeils auf feſtes Mauer⸗ 
werk aufſetzt. 

II. Die Bewegungsbahnen von Gegengewichten, 
Saftfeilen und Laſtketten müſſen, wenn ſie außerhalb 
des Fahrſchachts liegen und zu Durchbrechungen der 
Decken in größerer Ausdehnung als 100 gem 
nötigen, wie die zugehörigen Aufzugsſchächte um⸗ 
ſchloſſen, bei geringerer Ausdehnung aber mindeſtens 
unfallſicher eingefriedigt und feuerſicher durch die 
Decken geführt werden. 


„ 


III. Die Tragorgane der Gegengewichte dürfen 
nicht höher beanſprucht werden als die des Fahrſtuhls 
(88 13 und 22). 

8 10. Fang: und Brems vorrichtungen. 

I. Die Fahrkörbe der Aufzüge ſind mit einer 
zuverläſſigen Fang⸗ oder Geſchwindigkeitsbremsvor⸗ 
richtung (ſelbſttätige Senkbremſe) zu verſehen. Von 
diefer Vorſchrift find ausgenommen: 

1. Fahrkörbe mit unmittelbar tragendem hydrau⸗ 
liſchem Stempel, ſofern dicht am Treibzylinder 
eine Vorrichtung angebracht wird, die ver⸗ 
hindert, daß der Fahrkorb im Falle eines 
Bruches der Zuleitung mit größerer Ge⸗ 
ſchwindigkeit als 1,5 m in der Sekunde 
niedergeht; das gleiche gilt für Spindel⸗ 
aufzüge oder Zahnſtangenantriebe in Ver⸗ 
bindung mit Schneckengetrieben, wenn der 
Antrieb der Spindeln oder Schnecken ent⸗ 
ſprechende Sicherheit ſchafft; 

2. Laſtenfahrſtühle, ſofern der Fahrkorb beim 
Be⸗ und Entladen infolge feiner Bauart 
oder der Art des Betriebs und des Beladens 
ordnungsmäßig nicht betreten werden kann; 

3. Laſtenfahrſtühle, die nur zwei Förderſtellen 
miteinander verbinden, ſofern an den Lade⸗ 
ſtellen zuverläſſige Aufſatz⸗ oder ähnliche 
Stüßzvorrichtungen angebracht werden, die fo 
beſchaffen ſind, daß ſie zun Wirkung kommen, 
bevor der Fahrkorb betreten werden kann; 

4. Bremsfahrſtühle in kleinen Getreidemühlen 
ſowie Ablaßvorrichtungen, die durch das 
Gewicht der Laſt nach unten bewegt werden, 
ſofern an der Windevorrichtung eine Bremſe 
vorhanden iſt, welche die Laſt in jeder 
Höhenlage feſtzuhalten imſtande iſt; bei 
Ablaßvorrichtungen find außerdem Auſſatz⸗ 
oder ähnliche Stützvorrichtungen anzubringen, 
die den Anforderungen unter Ziffer 3 ent⸗ 
ſprechen. 

II. Die Fang⸗ und Bremsvorrichtungen müſſen 
ſo geſchützt ſein, daß ſie keinesfalls durch Ladegut 
und möglichft auch durch unbefugte Eingriffe in ihrer 
Wirkung nicht behindert werden können. 

$ 11. Zuläſſige Geſchwindigkelt. 

I. Das Triebwerk der Aufzüge muß fo be 
ſchaffen oder mit ſolchen Einrichtungen verſehen ſein, 
daß eine im voraus für die Anlage beſtimmte größte 
Fördergeſchwindigkeit nicht überſchritten werden kann. 
Geſchwindigkeiten von mehr als 1,5 m in der Sekunde 
ſind nur mit beſonderer Genehmigung des Regierungs- 
präſidenten zuläſſig. 

II. Fahrſtühle mit Geſchwindigkeitsbremſe 
dürfen nach Loslöſung oder Bruch der Tragorgane 
höchſtens mit einer Geſchwindigkeit von 1,5 m in 
der Sekunde niedergehen; ſolche mit Fangvor⸗ 
richtung müſſen ſich feſtklemmen, nachdem fie höchſtens 
0,25 m tief gefallen find. 

III. Auf Bremsfahrſtühle und Ablaßvorrich⸗ 
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tungen, die durch das Gewicht der Laſt nach unten 
bewegt werden (§ 10 1 4), finden dieſe Vorſchriften 
keine Anwendung. 

$ 12. Beleuchtung und anderes. 

J. Die Vorräume der Aufzüge und die Fahr⸗ 
körbe von Perſonenaufzügen müſſen, ſolange die 
Aufzüge benutzt werden können, dauernd durch 
Tageslicht oder künſtlich ausreichend beleuchtet werden. 
Von der dauernden Beleuchtung der Fahrkoͤrbe 
kann nur dann abgeſehen werden, wenn die Beleuch⸗ 
tungseinrichtung ſo beſchaffen iſt, daß ſie mit dem 
Oeffnen der Fahrſchachttür in Tätigkeit gelegt wird. 
Für Beleuchtungseinrichtungen im Innern der Fahr⸗ 
körbe iſt die Verwendung von Mineralölen, Spiritus 
oder ähnlichen leicht entzündlichen Flüſſigkeiten 
unzuläſſig. 

II. Der Fahrſchacht darf nicht zur Lagerung 
von Gegenſtänden benutzt werden. 

III. Der Raum für die Antriebsmaſchine muß 
hinreichend geräumig, im Mittel mindeſtens 1,8 m 
hoch und gut umwehrt ſein. 

Titel IV. Beſondere Beſtimmungen über die 
Einrichtung der Aufzüge. 

A. Perſonenaufzüge einſchließlichderjenigen 
Laſtenaufzüge, auf denen Führer mit⸗ 
fahren dürfen. 
§ 13. Zuläſſige Beanſpruchung der Trag⸗ 
organe. 


I. Aufzüge, die nicht dürch Stempel, Spindeln 


oder dergl. unterſtützt werden, müſſen mindeſtens an 
zwei Seilen, Gurten oder Ketten aufgehängt werden, 
die derartig mit einer Fangvorrichtung zu verbinden 
ſind, daß letztere bereits bei gefahrdrohender Dehnung 
eines der Tragorgane in Tätigkeit tritt. Die 
Führungsſchienen ſolcher Aufzüge müſſen einen Belag 
von Hartholz erhalten. 

II. Ketten dürfen nicht über ¼, Gurte nicht 
über ¼ ihrer Bruchfeſtigkeit in Anſpruch genommen 
werden. Seile ſind ſo zu berechnen, daß die auf 
jedes Seil entfallende Zug⸗ und Biegungsſpannung 
zuſammen nicht mehr als ¼ feiner Bruchfeſtigkeit 
beträgt. Die Biegungsſpannung iſt am Berührungs⸗ 
punkt von Seil und Rolle zu berechnen. 

14. Tür verriegelung. 

J. Alle Zugangsöffnungen zum Fahrſchacht 
müſſen durch Türen (Fahrſchachttüren) verſchließbar 
ſein, die bündig mit der inneren Schachtebene an⸗ 
zubringen ſind. 

II. Die Fahrſchachttüren müſſen durch die 
Steuerung unter ſelbſttätigem Verſchluß gehalten 
werden, ſolange der Fahrkorb in Bewegung iſt, und 
dürfen ſich nur öffnen laſſen, wenn der Fahrkorb 
in gleicher Höhe mit ihnen ſteht und zur Ruhe 
gebracht iſt. Die Einleitung der Bewegung des 
Fahrkorbes muß ſolange behindert ſein, als nicht 
alle Fahrſchachttüren feſt geſchloſſen ſind. 

8 15. Anordnung der Steuerung. 

I. Die Steuerungs vorrichtung muß innerhalb 


des Fahrkorbes ſo angeordnet werden, daß ſie nicht 
von außen her betätigt werden kann. 

II. Bei Aufzügen, die ohne Führerbegleitung 
benutzt werden dürfen ($ 32 III Satz 1), iſt eine 
Betätigung der Steuerung von außen und innen 
zuläſſig, wenn die Außen⸗ und Innenſteuerung derart 
in Abhängigkeit voneinander gebracht werden, daß 
jeweilig entweder nur mit Innen⸗ oder nur mit 
Außenſteuerung gefahren werden kann nachdem 
die Bewegung von der einen oder der auc ern Seite 
aus eingeleitet worden iſt. Die Umſchaltung darf 
nur in der Ruheſtellung des Fahrkorbes bei feſt⸗ 
geſchloſſenen Türen und entlaſtetem Fahrkorbe möglich 
ſein. Bei Aufzügen dieſer Art muß jede Schachttür 
mit zwei zuverläſſigen Türverriegelungen verſehen 
werden, von denen die eine ſelbſttätig ſein muß 
Das Türſchloß darf ſich nur mittels beſonders 
geformten Sicherheltsſchlüſſels öffnen laſſen. 
er 8 16. Ausrückvorrichtungen. 

Die Aufzüge find zum ſelbſttätigen Anhalten 
in ihren Endſtellungen mit zwei Einrichtungen zu 
verſehen, die unabhängig voneinander in Wirkſamkeit 
treten und gleichzeitig die Uebertragung der Betriebs⸗ 
kraft aufheben. Eine dieſer beiden Vorrichtungen 
muß unabhängig von der Steuerungsvorrichtung in 
Tätigkeit treten. 

8 17. Windevorrichtung. 


Aufzüge mit Fördertrommeln müſſen an der 
Aufzugmaſchine eine Vorrichtung haben, die das 
Sinken des Fahrkorbes nach dem Ausrücken der 
Steuerung verhindert, und mit einer Schutzvor⸗ 
richtung gegen Hängeſeil verſehen ſein. Die Förder⸗ 
trommeln ſind mit ſchraubenförmigen Rillen zur 
Aufnahme der Seile zu verſehen. 

8 18. Fahrkorb. 

I. Die Fahrkorbdecke muß ſo beſchaffen fein, 
daß ſie den im Fahrkorbe befindlichen Perſonen 
Schutz gegen etwa herabfallende Teile des Trleb⸗ 
werkes oder andere Gegenſtände gewährt. Wo dies 
nicht der Fall iſt, muß dicht unterhalb der Trieb⸗ 
werksteile ein ſicheres Fangneß aus Drahtgeflecht 
angebracht werden. 

II. Der Fahrkorb muß an denjenigen Selten, 
welche keine Zugangsöffnungen enthalten, von dichten 
Wänden oder mit Drahtgitter von hoͤchſtens 2 em 
Maſchenweite umgeben ſein. 

III. Verſchlußtüren am Fahrkorbe find nicht 
erforderlich, wenn die Schachtwände an den Zugangs⸗ 
ſeiten des Fahrkorbes in voller Geſchoßhöhe durch⸗ 
geführt, völlig glatt und nicht mehr als 4 om vom 
Fahrkorb entfernt ſind. Drahtwände von nicht mehr 
als 2 em Maſchenweite gelten als glatte Wände. 

8 19. Alarmvorrichtung. 

In jedem Fahrkorbe muß eine außerhalb des 
Schachtes hörbare Signalvorrichtung vorhanden ſein, 
die ſo angebracht iſt, daß ſie von den Mitfahrenden 
betätigt werden kann. Im Innern des Fahrkorbes iſt ein 
deutlicher Hinweis auf dieſe Einrichtung anzuſchlagen. 


meme menen enn . 
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$ 20. Bezeichnung des Fahrſtuhls. 7 

An der Außenſeite jeder Fahrſchachttür und im 
Innern des Fahrkorbes muß ſich ein Schild befinden, 
das in deutlich lesbarer Schrift das Wort „Perſonen⸗ 
aufzug“ ſowie die zuläſſige Belaſtung einſchließlich 
des Führers in Kilogrammen, die Zahl der Perſonen, 
die gleichzeitig befördert werden dürfen, und die 
Vorſchrift, daß der Fahrſtuhl nur in Begleitung 
eines Führers benutzt werden darf, enthält (vergl. 
Ausnahme in $ 32 III). Als Gewicht einer Perſon 
ſind 75 kg anzunehmen. 

§ 21. Ausnahmen. 4 

Bremsfahrſtühle in kleinen Getreidemühlen 
können auch dann, wenn auf ihnen ein Führer mit⸗ 
fahren darf, wie Laſtenfahrſtühle eingerichtet werden 
mit der Maßgabe, daß mindeſtens die Verſchlüſſe 
der beiden Entladeftellen von der Fahrkorbbewegung 
abhängig fein müſſen. In Zwiſchengeſchoſſen find 
Ladeöffnungen wenigſtens mit Schranken und mit 
Warnungstafeln zu verſehen, die das Oeffnen der 
Schranken verbieten, wenn nicht der Fahrkorb vor 
der Ladeöffnung hält. 

B. Laſtenaufzüge. 
8 22. Zuläſſige Beanſpruchung der 
Tragorgane. 

Für die Berechnung der Seile, Gurte oder 
Kelten gelten die Vorſchriften in § 13 UI mit der 
Maßgabe, daß bei Verwendung nur eines Seiles 
die aus Zug⸗ und Biegungsſpannung zuſammengeſetzte 
Beanſpruchung nicht mehr als ein Viertel der Bruch⸗ 
feſtigkeit betragen darf. 

§ 23. Türverriegelung. 

I. Alle Ladeöffnungen des Fahrſchachts find mit 
Türen oder Schranken zu verſehen, die jo befchaffen 
n müſſen, daß Menſchen nicht zu Schaden kommen 

nnen. 

II. Die Türverſchlüſſe müſſen fo beſchaffen fein, 
daß die Fahrſchachttüren oder ⸗ſchranken nur dann 
geöffnet werden können, wenn der Förderkorb an der 
Ladeöffnung angelangt iſt, und daß ſämtliche Türen 
geſchloſſen ſein müſſen, bevor der Förderkorb in 
Bewegung geſetzt werden kann. 

III. Von der Verriegelung der Türen oder 
Schranken kann abgeſehen werden 

1. bei Bau⸗ und ſolchen Aufzügen, bei welchen 

der Förderkorb beim Be⸗ und Entladen 
infolge ſeiner Bauart oder der Art des 
Betriebs und des Beladens ordnungemäßig 
nicht betreten werden kann, ſofern die 
jeweilige Stellung des Förderkorbs außer⸗ 
halb der Fahrbahn ſichtbar iſt und die 
Ladeöffnung derart umwehrt oder feſt ab⸗ 
geſperrt wird, daß Menſchen nicht zu 
Schaden kommen können, und an der Lade⸗ 
öffnung feſte Handhaben zum Feſthalten 
angebracht ſind; 

2. bei Auffügen mit Hubgittern, ſofern die 

Geſchwindigkelt des Förderkorbes 0,25 m 


in der Sekunde nicht überſteigt, und 
mindeſtens die Verſchlüſſe der beiden End⸗ 
ladeſtellen von der Fahrkorbbewegung ab⸗ 
hängig find, 

3. bei kleinen Aufzügen ($ 4 U). 

§ 24. Anordnung der Steuerung. 

Steuerungsvorrichtungen der Aufzüge müſſen 
außerhalb des Fahrſchachts derart angebracht werden, 
daß ſie nicht vom Förderkorb aus betätigt werden 
können. Von dieſer Vorſchrift ſind Bremsfahrſtühle 
in kleinen Getreidemühlen ($ 21) ausgenommen, 
ſofern auf ihnen ein Führer mitfahren darf. 

8 25. Ausrückvorrichtungen. 

Jeder Aufzug iſt mit mindeſtens einer Vor⸗ 
richtung zu verfehen, die ihn in feinen Endſtellungen 
ſelbſttätig zum Stillſtand bringt. Für Aufzüge, die 
durch Menſchenkraft bewegt werden, genügt hierfür 
eine Hubbewegung in der Führung des Förderkorbes. 

Bei Bremsfahrſtühlen in kleinen Getreide⸗ 
mühlen kann von der ſelbſttätigen Ausrückung in 
der unteren Stellung des Fahrkorbes abgeſehen 
werden, wenn beim Eintritt in das unterſte Stock⸗ 
werk vom Fahrkorb ein Signal in Tätigkeit geſetzt wird 

§ 26. Windevorrichtung. 

Handwinden ſind mit Laſtdruckbremſen und 
ſtillſtehenden Kurbeln zu verſehen. 


$ 27. Zeigervorrichtung. 

Jeder Aufzug, deſſen jeweilige Stellung nicht 
außerhalb der Fahrbahn ſichtbar iſt, muß in allen 
Fördergeſchoſſen mit einer Zeigervorrichtung verſehen 
werden. Ausgenommen ſind kleine Aufzüge (§ 4 II). 

§ 28. Förderkorb. 
Der Förderkorb muß derart umwehrt ſein, daß 
das Ladegut nicht über den vom Förderkorb be⸗ 
ſtrichenen Raum hinausragen oder aus dem Korbe 
herausfallen kann. 

Bei der Beladung mit Förderwagen muß eine 
Feſtſtellvorrichtung für dieſe angebracht werden. 

8 29. Bezeichnung des Fahrſtuhls. 

An jeder Ladeöffnung muß ſich ein Schild 
befinden, das in deutlich lesbarer Schrift die Worte: 
Vorſicht!, Aufzug!, ſowie das Verbot des Mitfahrens 
von Perſonen und die zuläſſige Belaſtung in Kilo⸗ 
grammen enthält. 

Titel V. Betrieb der Aufzüge. 
§ 30. Verantwortlichkeit für den Betrieb. 

J. Die Betriebsunternehmer von Aufzügen oder 
die an ihrer Stelle mit der Leitung des Betriebs 
beauftragten Stellvertreter, ſowie die mit der Be⸗ 
dienung der Aufzüge betrauten Perſonen haben dafür 
Sorge zu tragen, daß Aufzüge, die ſich nicht in 
gefahrloſem Zuſtande befinden, nicht im Betrleb 
erhalten werden. 

II. Die mit der Bedienung der Aufzüge be⸗ 
trauten Perſonen ſind verpflichtet, während des 
Betriebs die Sicherheltsvorrichtungen beſlimmungs⸗ 
gemäß zu benutzen und von hervorgetretenen Mängeln 
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des Aufzugs dem Unternehmer oder deſſen Stell: 
vertreter ungeſäumt Anzeige zu erſtatten. 

III. Das Schmieren der Führungen und der 
Führungsteile muß bei beſtehenden Anlagen vom 
Innern des Fahrkorbes aus erfolgen, wenn die im 
8 5 IV vorgeſchriebene freie Höhe nicht vorhanden 
iſt. Fehlt dieſe freie Höhe, ſo darf auch das 
Schmieren der Triebwerksteile nicht von der Decke 
des Fahrkorbes aus erfolgen. 

$ 31. Benutzung der Fahrſtühle. 

Perſonenaufzüge und Laſtenaufzüge mit Tür⸗ 
verriegelung dürfen erſt in Bewegung geſetzt werden, 
wenn die ſämtlichen Fahrſchachttüren und etwa 
vorhandene Fahrkorbtüren feſt geſchloſſen find. Letztere 
dürfen erſt dann geöffnet werden, wenn der Fahr⸗ 
korb an einer Förderſtelle zur Ruhe gelangt iſt. 

§ 32. Führer. 

I. Perſonenaufzüge mit mechaniſchem Steuerungs⸗ 
antrieb dürfen nur in Begleitung beſonderer Führer 
benutzt werden. Dieſe müſſen mit den Einrichtungen 
und dem Betriebe des Aufzugs und der dafür 
erlaſſenen Vorſchriſten vertraut ſein. Der hierüber 
durch einen von einem zuſtändigen Sachverſtändigen 
(837) ſchriftlich ausgeftellte Befähigungsnachweis (Ans 
lage 1) iſt in das Reviſionsbuch (35) aufzunehmen. 
Die Führer dürfen nicht unter 18 Jahre alt ſein 
und müſſen in das Revlſionsbuch die ſchriftliche Er⸗ 
klärung eintragen, daß fie die Bedienung des Auf: 
zugs verantwortlich übernommen haben. 

II. Perſonenaufzüge mit elektriſcher Innen⸗ 
ſteuerung können mit Genehmigung der Ortspolizei⸗ 
behörde in Begleitung von Führern, die das 
15. Lebensjahr erreicht haben und mit der Bedienung 
und den Betriebsvorſchriften vertraut find, benutzt 
werden, wenn für die Beauffichtigung der maſchinellen 
Einrichtungen des Fahrſtuhls ein verantwortlicher, 
geprüfter Aufzugswärter vorhanden iſt, der während 
des Betriebs des Aufzugs ſtets anweſend oder leicht 
erreichbar ſein muß. 

III. Bei Perſonenaufzügen mit Innen⸗ und 
Außenſteuerung (8 15 U) kann mit Genehmigung 
der Ortspolizeibehörde von der Begleitung durch den 
Führer abgeſehen und dieſe durch die bloße Aufſicht 
eines verantwortlichen geprüften Aufzugwärters, der 
während des Betriebs des Aufzugs ſtets anweſend 
oder leicht erreichbar fein muß, erfegt werden, wenn 
die Benutzung eines Perſonenfahrſtuhls ausſchließlich 
von beſtimmten, der Polizei genannten Perſonen 
erfolgt oder nur zwei Geſchoſſe miteinander ver⸗ 
bunden werden. Bei Paternoſterwerken genügt in 
gleicher Weiſe die Aufſicht eines verantwortlichen, 
geprüften Aufzugswärters. 

IV. Führern, die ſich wiederholt der Ueber⸗ 
tretung von Beſtimmungen diefer Polizeiverordnung 
ſchuldig gemacht haben oder als unzuverläſſig er⸗ 
weiſen, iſt von der Ortepolizeibehörde der Befähigungs⸗ 
nachweis zu entziehen. 


Titel VI. Inbetriebſetzung und Ueberwachung 
der Aufzüge. 
§ 33. Bauliche 
Genehmigung und Anmeldung. 

I. Für die bauliche Anlage der Aufzüge (Her⸗ 
ſtellung des Schachtes, Durchbrechung von Decken, 
bauliche Einrichtungen in Treppenhäuſern, Lichthöfen 
und an Außenfronten) bedarf es der Genehmigung 
der Baupolizelbehörde. 

II. Von der beabſichtigten Einrichtung des 
maſchinellen Teiles der Aufzüge tft dem zufländigen 
Sachverſtändigen ($ 37) von dem Unternehmer der 
Fahrſtuhlanlage Anzeige zu erſtatten. Mit der 
Anzeige find zwei Beſchreibungen nach dem dieſer Polizei ⸗ 
verordnung beigefügten Muſter (Anlage 2) und zwei 
maßſtäbliche Zeichnungen des Aufzugs vorzulegen. 
Aus dieſen muß die Bauart des Fahrſtuhls und der 
Aufzugsvorrichtung, das Schema der Steuerung und 
der Fahrſchachtabſchlüſſe, — bei elektriſch betriebenen 
Aufzügen auch das Schaltungsſchema — ſowie die 
Aufſtellung und alle zur rechneriſchen Prüfung des 
Aufzugs erforderlichen Angaben zu erſehen ſein. 
Blaulichtpauſen ſind unzuläſſig. Bei Aufzügen in 
Staats⸗ und Reichsbetrieben bedarf es nur einer 
Beſchreibung und Zeichnung. Der Sachverſtändige 
hat die Vorlagen gemäß den Beſtimmungen dieſer 
Polizeiverordnung zu prüfen und mit Prüfungs⸗ 
vermerk zu verſehen. 

8 34. Prüfungen. 

Die Beſitzer der Aufzüge find verpflichtet, eine 
erſtmalige Prüfung (Abnahme) neu angelegter Fahr: 
ſtühle vor ihrer Inbetriebnahme ſowie regelmäßige 
amtliche Prüfungen der Anlage nach Maßgabe dieſer 
Polizeiverordnung durch Sachverſtändige zu veran⸗ 
laſſen, die hierzu nötigen Arbeitskräfte und Vor⸗ 
richtungen bereitzuſtellen und die Koſten der 
Prüfungen nach Maßgabe der anliegenden, vom 
Miniſter für Handel und Gewerbe auf Grund des 
Geſetzes vom 8. Juli 1905 (Geſetzſamml. S. 317) 
genehmigten Gebührenordnung (Anlage 3) zu tragen. 
Die Koſten können im Verwaltungszwangsverfahren 
beigetrieben werden. 

8 35. Abnahme. 

I. Bei der Abnahme find durch Fahrproben 
mit der höchſten zuläſſigen Belaſtung alle vorge⸗ 
ſchriebenen Sicherheitsvorrichtungen und insbeſondere 
die Verſchlüſſe in jedem Geſchoſſe zu prüfen. Die 
Zuverläſſigkeit der Fang⸗ oder Brems eimichtungen 
iſt außerdem bei leerem Fahrkorbe zu erproben. 
Bei dieſer Probe müſſen entweder die Tragorgane 
vom Fahrkorbe losgelöſt oder es muß mindeſtens 
eins derſelben bei der Abwärtsfahrt mit normaler 
Geſchwindigkeit ſo weit gelockert werden, wie es 
erforderlich iſt, um die Fangvorrichtung in Tätigkeit 
zu ſetzen. Ueber den Befund der Prüfung iſt von dem 
Sachverſtändigen nach dem dieſer Polizelverordnung 
beigefügten Muſter (Anlage 4) eine fchriftliche 
Beſcheinigung auszuſtellen. Dieſe iſt von dem 
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Sachverſtändigen mit einem Exemplare der Zeichnung 
und Beſchreibung zu verbinden und bei den der 
regelmäßigen Prüfung unterliegenden Aufzügen 
(S 36) einem von dem Beſitzer auf ſeine Koſten zu 
beſchaffenden Revlſionsbuch anzuheften. Das letztere 
muß dem dieſer Poltzelverordnung beigefügten 
Muſter (Anlage 5) entſprechen und einen Abdruck 
dieſer Polizeiverordnung enthalten. 

I. Der Sachverſtändige hat dieſe Papiere der 
Ortspolizeibehörde zur Einſichtnahme zu überſenden, 
welche, wenn auch die baupolizeiliche Abnahme der 
Anlage zu keinen Bedenken Anlaß gegeben hat, dem 
Unternehmer der Fahrſtuhlanlage unter Beifügung 
der Fahrſtuhlpapiere die Betriebserlaubnis erteilt. 
Aufzüge in Staats⸗ und Reſchsbetrieben unterliegen 
den Beſtimmungen diefes Abſatzes nicht. 

III. Die Fahrſtuhlpapiere ſind von dem Unter⸗ 
nehmer des Aufzugs zur Einſichtnahme für die 
Auſſichtsbeamten un Sachverſtändigen am Betriebs⸗ 
orte bereitzuhalten. 

8 36. Regelmäßige Prüfungen. 

J. Perſonenaufzüge find in längſtens zwel⸗ 
jährigen Friſten, Laſtenaufzüge, mit Ausnahme von 
kleinen Aufzügen (§ 4, II), von Bremsfahrſtühlen 
in kleinen Getreidemühlen (8 21), von Bauaufzügen 
und ähnlichen, vorübergehenden Zwecken dienenden 
Aufzügen, in vierjährigen Friſten durch den zu⸗ 
ſtändigen Sachverſtändigen einer wiederkehrenden 
Unterſuchung zu unterwerfen. Bei dieſen iſt die 

Anlage in derſelben Weiſe wie bei der Abnahme 
zu prüfen. Ablaßvorrichtungen, dle durch das Gewicht 
der Laſt nach unten bewegt werden (8 10, I, 4), 
ſind alle ſechs Jahre erneut zu prüfen. Den Befund 
der Unterſuchung hat der Sachverſtändige in das 
Reviſtonsbuch einzutragen. — Durch die regelmäßi⸗ 
gen Prüfungen wird das Recht der Polizeibehörde, 
im Bedarfsfall außerordentliche Unterſuchungen 
mangelhafter Fahrſtuhlanlagen anzuordnen, nicht 
berührt. 

U. Vorgefundene Mängel find von dem Unter⸗ 
nehmer innerhalb einer von dem Sachverſtändigen 
zu ſtellenden Friſt zu beſeitigen, nach deren frucht⸗ 
loſem Verlaufe der Sachverſtändige der Ortspolizei⸗ 
vehörde — bei Fahrſtühlen in Staats⸗ und Reichs⸗ 
betrieben der vorgeſetzten Dienſtbehörde — Anzeige 
zu erſtatten hat. 

III. Findet der Sachverſtändige oder ein anderer 
zur Aufſicht über den Betrieb zuſtändiger Beamter 
den Aufzug in einem Zuſtande, der eine unmittel⸗ 
bare Gefahr eiuſchließt, fo hat er — gebotenenfalls 
durch Vermittelung der Ortspolizeibehörde oder bei 
Aufzägen in Reichs⸗ und Staatsbetrieben der vor: 
geſeßten Dienſtbehörde die ſofortige Einftellung des 


Betriebs zu veranlaſſen ſowie, daß dies geſchehen, 
in das Reviſionsbuch einzutragen. 


8 37. Sach verſtändige. 
I. Die auf Grund dieſer Pollzeiverordnung 
auszuführenden Prüfungen erfolgen: 5 


Anlagen des Staates und Reiches durch 

5 iR von 968 vorgeſetzten Dienſtbehörden 
hierzu beſtimmten Sachverſtändigen; 

2. ſofern Berufsgenoſſenſchaften die Ueberwachung 
auf ihren Antrag übertragen wird, durch die 
hierfür anzuerkennenden Sachverſtändigen; 

3. im übrigen durch ſtaatlicherſeits hierzu er⸗ 
mächtigte Ingenieure der Dampfkeſſelüber⸗ 
wachungsvereine in den durch den Miniſter 
für Handel und Gewerbe feſtgeſetzten Vereins⸗ 
gebieten im ſtaatlichen Auftrage. 

II. Die Anerkennung und Ermächtigung der 
nach Abſ. I Ziffer 2 und 3 mit der Vornahme der 
vorgeſchriebenen Prüfungen beauftragten Sachver⸗ 
ſtändigen erfolgt durch den Negterungspräfidenten auf 
Widerruf. Er nimmt ihnen gegenüber die Rechte 
der Aufſichtobehörde wahr. 

Nie VII. Schluß⸗ und Uebergangs⸗ 

beſtimmungen. 0 
8 38. Beſchränkungen der Baupolizei⸗ 
ordnungen. 

Die dieſer Verordnung etwa entgegenſtehenden 
Beſtimmungen von Baupolizeiordnungen treten 
außer Kraft. — 

§ 39. Uebergangsbeſtimmungen. 

I. Bei Aufzügen, die bisher ſchon der Prüfung 
durch Sachverſtändige auf Grund beſtehender 
Polizeiverordnungen unterlagen und letzteren ent⸗ 
ſprechen, können, ſolange nicht eine weſentliche 
Aenderung der Fahrſtuhlanlage oder der Bauten, in 
denen fie aufgeſtellt ift, eintritt, nur Anforderungen 
geſtellt werden, welche zur Beſeitigung erheblicher, 
das Leben und die Geſundheit der mit der Fahr⸗ 
ſtuhlanlage in Berührung kommenden Perſonen 
erforderlich oder ohne unverhältnismäßige Aufwen⸗ 
dungen ausführbar erſcheinen. 

II. Bei Aufzügen, die bisher noch keiner Prüfung 
unterzogen ſind, müſſen die Beſtimmungen dieſer 
Verordnung, bis auf die in den SS 3 und 4 ent⸗ 
haltenen, innerhalb Jahresfriſt nach Erlaß dieſer 
Polizeiverordnung durchgeführt werden. 

0. Ausnahmen. 

I. Die höheren Verwaltungsbehörden oder die 
etwa von ihnen ermächtigten Polizeibehörden ſind 
befugt, Ausnahmen von den Beſtimmungen dieſer 
Polizeiverordnung, insbeſondere auch den bei Erlaß 
dieſer Polizeiverordnung in der Ausführung 
begriffenen Aufzügen, zu gewähren. Genehmigungen 
dieſer Art find den Fahrſtuhlpapieren beizufügen. 
Dieſe Befugnis erſtreckt ſich nicht auf zwingende 
Vorſchriften von Baupolizeiverordnungen, ſoweit 
deren Aufhebung nicht durch dieſe Verordnung bereits 
erfolgt iſt. 

II. Bei Aufzügen für Bauten und ähnliche 
vorübergehend benutzte Anlagen iſt die Ortspolizei⸗ 
behörde nach Anhörung des zuſtändigen Sachver⸗ 
ſtändigen ($ 37) befugt, von einzelnen Beſtimmungen 
abzuſehen. 
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8 41. Strafbeſtimmungen. Gleichzeitig wird die frühere, den gleichen 
Uebertretungen dieſer Polizeiverordnung werden, | Gegenſtand betreffende Verordnung vom 6. Sep⸗ 
ſoweit nicht nach den Strafgeſetzen eine höhere [tember 1898 (Amtsblatt der Königlichen Regierung 
Strafe eintritt, mit Geldbuße bis zum Betrage von | zu Potsdam von 1898 Seite 420—423) aufgehoben. 


60 Mk. oder im Unvermögensfalle mit entſprechender Potsdam, den 8. Mai 1908. 
Haft beſtraft. D 7 
$ 42. Inkrafttreten der Polizeiverordnung. er Oberpräſident. 

Die Polizeiverordnung tritt eine Woche nach von Trott zu Solz. 
Veröffentlichung im Amtsblatt in Kraft. O. P. 8442. 

1,50 Mart Aulage 1. 

. Befähigungs nachweis. 

te Sun 

taffieren. Am heutigen Tage iſt dn?nn F SM 3 geboren 
NN ER Da a ER. e En es EEE AT 0 EEE . 

“ber Polizeiverordnung über die Einrichtung und den Betrieb von Aufzügen (Fahrftühlen) vmmm 

ee von dem unterzeichneten Sachverſtändigen einer Prüfung unterzogen worden, 
durch welche der Nachweis geliefert wurde, daß der e bene 
den Aufzug Fahrſtuh) des —éͤ P r 
mit der Fabriknummer zu führen. 

Grddemnmmm EN SE „ nachdem er die in ......... der angegebenen 
Verordnung vorgeſchriebene ſchriftliche Erklärung abgegeben hat, hierdurch die Erlaubnis erteilt, dieſen 
Fahrſtuhl zu führen. 

E ben:: RO 

Der Sachverſtändige. 
ie Anlage 2. 


Beſchreibung einer Aufzug anlage. 


Der mitunterzeichnete Unternehmer (Name, Wohnort) 


Der Aufzug fol (vgl. 8 2) zur Beförderung vonn eren 
Seine Tragfähigkeit beträgt 
eder Perſonen leinſchl. des Führers). 
Das Gewicht des Fahrkorbs beträgt kg, das des Gegen⸗ 
gewichts kg. J i 
Der Schachtquerſchnitt des Aufzugs iſt kleiner / größer als 0,7 qm. 
Der Antrieb des Aufzugs erfoln e 


Den Beſtimmungen der Polizeiverordnung, betreffend die Ein⸗ 
richtung und den Betrieb von Aufzügen, wird wie folgt entſprochen: 


Aufſtellung ($ 3). Der Aufzug wird ee 

a J Me Se IT ERSHTE 
Ausführung des Fahrſchachts (88 4, 6). Die Fahrbahn iſt von 2.2... 
in ganzer — bis auf m Höhe vom Fußboden umgeben. 
Abdeckung des Fahrſchachts ($ 5). Der Fahrſchacht iſt am oberen Ende mit. 
E 
Fahrſchachttüren (8 7). Der Fahrſchacht⸗ it spaltet... ᷑ ʒ]ĩ?ꝭk?ͤ et 
zugänglich, die aus Pe Sur N. hergeſtellt find. 
Lichtöffnungen im Fahrſchacht (8 8). Lichtöffuungen find vorhanden; ihre Größe beträgt in 

jedem Geſcho ß qm. 

Fang⸗ oder Bremsvorrichtung (8 10). Der Aufzug ist mit einer e 1,02 De 


Geſchwindigkeit des Fahrkorbes (8 11). Der Fahrkorb kaun durch die Antriebvorrichtung eine höchſte 
Geſchwindigkeit von m in der Sekunde erreichen, deren 
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L ð V» 
TORE N eee verhütet wird. 
Beſchaffenheit des Fahrkorbes (88 18, 28). Die Beſchaffenheit des Fahrkorbes entſpricht dem ........ 
Beanſpruchung ber Tragorgane Der rechneriſche Nachweis der Beanſpruchung der Tragorgane 
1 für den Fahrkorb und Gegengewichte ergibt folgendes: 

Die Steuerung liegt des Ne und 11 B 
ingerichtet, korb in ſeinen Endſtellungen dur 
V zur Ruhe gebracht wird. 

Die Türverſchlüſſe entſprechen dem $& ........ 

Der Aufzug iſt mit 


7 


Steuerung (88 14—16, 23—25), 


Beſondere Sicherungen (Signalzeiger — 
Aufſatzvorrichtung, Bremſe oder 
ſelbſthemmende Schneckengetriebe, Schutz 
gegen Hängeſell uſw. (88 10 16, 17, 19, 27). 


Bezeichnungen des Fahrſtuhls (85 20, 29). 


Der Aufzug iſt an jeder Ladeöffnung mit einem Schilde ver⸗ 
ſehen, das in deutlich lesbarer Schrift folgende Bezeichnung trägt: 


n JJ 100... 
RR 00 308 Die Bedienung des Fahrſtuhls wird 


Führer . unter Aufſicht 

erfolgen. 

„ NE een eg r 
Der Unternehmer des Aufzugs. Der Verfertiger des Aufzugs. 


Gebührenordnung 


zu der Anlage 3. 
Pollzeiverordnung, betreffend Einrichtung und Betrieb von Aufzügen. 


22 C˙C˙ S ¹⁰¹² w- -mmpẽ :. 


Gebührenſatz für 


Angabe des Prüfungsgeſchäfts einen [ einen einen kleinen 


Perſonen⸗[ Laſten⸗ Busen 
aufzug“) [aufzug zug (8 21) 


M. M. M. 


Bemerkungen 


J. Für die Abnahme (§ 35), einſchließlich Reviſion 
der Zeichnungen, Beſchreibun „Berechnung 
(§ 33 IN) und Abgabe der Bef einigung: 
1. für den erſten Aufunun ggg 
2. für jeden folgenden an demſelben Tage 
unterſuchten Aufzug desſelben Betriebs oder 
der in demſelben Gemeinde Guts⸗)bezirke 
. gelegenen Betriebe desſelben Beſitzers . 15 10 5 
II. Für die wiederkehrenden Unterſuchungen (8 36): 
1. für den erſten Auf zus 
2. für jeden folgenden an demſelben Tage 
unterſuchten Aufzug desſelben Betriebs oder 
der in demſelben Gemeinde (Gutsbezirke 
gelegenen Betriebe desſelben Beſitzers 15 10 
II. Für die Führerprüfung ($ 32): 
1. für den erſten Führer . 
2. für jeden folgenden an demſelben Tage in 
demſelben Betriebe geprüften Führer 9 = 
IV. Ermäßigte Gebühren nach Ia, II., IIIa find nur dann zu berechnen, wenn die betreffenden Prüfungen 
an den feſtgeſetzten Tagen zu Ende geführt worden find. a 
Für die begonnene Unterſuchung eines Aufzugs, dle durch Verſchulhen des Aufzugbeſitzers, ſeines 
Stellvertreters oder des Verferligers des Aufzugs an den feſtgeſetzten Tagen nicht zu Ende geführt 


werden kann, ſowle für lede Wlederholung folder Prüfungen find die Sätze unter den Ziffern I 
zu berechnen. * 


) Zu den Perſonen⸗ 
aufzügen werden 
nach $ 2 II auch 
die Laſtenaufzüge 
mit Führerbeglei⸗ 
tung gerechnet. 


30 20 10 


20 15 — 
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Nr. Falls die Unterſuchung mehrerer Aufzüge eines Beſitzers an einem Tage vereinbart iſt, fo 
wird für etwa vereitelte (nicht begonnene) Unterſuchungen eine Gebühr nicht erhoben, wenn die Unter⸗ 
ſuchung eines der Aufzüge in Angriff genommen iſt. 

Kann an einem vereinbarten Tage überhaupt keine Unterſuchung durch Verſchulden des Beſitzers, 
ſeines Stellvertreters oder des Verfertigers des Aufzugs begonnen werden, ſo iſt, je nachdem es ſich 
um eine Unterſuchung nach I, II oder III handelt, eine Gebühr nach Ii, III oder IIII zu erheben. 
Für außerordentliche Prüfungen, die etwa von der Polizeibehörde angeordnet werden, ſind die 

Gebühren wie für regelmäßige Unterſuchungen zu berechnen. 
VII. Reiſekoſten werden neben den Gebühren nicht erhoben. 


VI. 


— 


1,50 Mark 


Stempel Beſcheinigung Aulage 4. 
aden über die techniſche Unterſuchung der maſchinellen Anlage eines Aufzugs (Fahrſtuhls) 
en (Abnahme⸗Prüfung). 

— Der für eine Tragfähigkeit von TTF beſtimmte 
FFFCCCCC Aufzug des . ae . 
welcher m n von der Fiemme rn ce N 
erbaut wurde und mit der laufenden Fabriknummer 1 verſehen iſt, wurde heute gemäß 8 
der Polizeiverordnuung vom eee über die Einrichtung und den Betrieb von Aufzügen 


(Fahrſtühlen) einer techniſchen Unterſuchung (Abnahme⸗Prüfung) hinſichtlich ſeiner maſchinellen Anlage 
unterzogen. 
Dieſe Prüfung wurde ausgeführt auf Grund der von dem unterzeichneten Sachverſtändigen 
geprüften und beſcheinigten Zeichnungen, Beſchreibungen und Berechnungen. 
Dierbei wurde feſtgeſtellt, daß die Ausführung mit dieſen Unterlagen in allen Punkten überein⸗ 
Ar und der Aufzug hinſichtlich der maſchinellen Einrichtung der Polizeiverordnung vm 
Bere — entkſpricht. 
Der Inbetriebnahme ſiehen, ſofern auch die bautechniſche Abnahme ſtattgefunden hat, Bedenken 
nicht 1 8 


Der Sachverſtändige. 


Beſcheinigung Aulage 5. 
über regelmäßige (ordentliche) — außerordentliche — Unterſuchung. 
Der vorhandene Aufzug wurde mit di Zeichnungen, Beſchreibungen und Berechnungen, welche 
durch einen polizeilich beſtellten Sachverſtändigen geprüft: und en Fi 1 waren, 
er wobei on N 1 4 sh erinnern in 


Die noch beſonders vorgenommene Prüfung der zur Sicherheit des Betriebs dienenden Vor⸗ 
1 wie ann DE ee 8 25 e 


em i u - Kusielhungen Berantaffung gerehen.. TE er N 


Der Führer des Aufzugs 90 a war im Beſitze des 
vorgeſchriebenen Befähigungsnachweiſes und zeigte ſich mit der Wartung der Anlage, insbeſondere mit der 
Handhabung und 1 der Sicherheitsvorrichtungen ne N vertraut. 


Der Sachverſtändige. 
Die Wen der vorſtehend angegebenen "Mängel tonnte her bau feſtgeſtellt werden. 


2 | „ den 
Der 2 Sadberſändige. 
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Ausführungsauweiſung 
zur Polizeiverordnung, betreffend die Einrichtung und 
den Betrieb von Aufzügen (Fahrſtühlen). 


. 
1275 feſte Führungen gelten u. a. auch geſpannte 
ähte. 8 


Dräht 
Schrägaufzüge, die nicht zwiſchen feſten 

Führungen, ſondern auf Führungen laufen, fallen 

nicht unter die Beſtimmungen der Verordnung. 

Die für fie ewa nötigen Anordnungen ſind im 

Wege der polizeilichen Verfügung durchzuführen. 

Paternoſterwerke für Perſonenbeförderung können 

wegen der Notwendigkeit ihrer zu Laſten der Unter⸗ 

nehmer auszuführenden Abnahme und regelmäßigen 

Unterſuchung von dem Geltungsbereich der Polizei⸗ 

verordnung nicht ausgenommen werden. Bei ihrer 

Zulaſſung ſind Ausnahmen auf Grund des 8 40 

zu geftatten, wobei in der Regel folgende Bedingungen 

zu ſtellen ſind: 

1. Die Fahrkörbe der Paternoſterwerke für Perſonen⸗ 
beförderung dürfen höchſtens zur Aufnahme von 
je zwei Perſonen eingerichtet werden; fie dürfen 
nur an der Zugangsſeite offen fein; fie find 
an den übrigen drei Seiten mit dichten Wandungen 
zu umgeben. Die Decke der Fahrkörbe iſt ent⸗ 
weder nach der Bugangsfeite hin ſoweit als 
möglich auszuſchneiden, um das Betreten der 

Decke an Stelle der Plattform (des Fußbodens) 
zu verhindern, oder es ſind Schutzwände für 
die Räume zwiſchen zwei aufeinander folgenden 
Zellen anzubringen. In leßterem Falle muß 
die Decke ſo eingerichtet werden, daß das 
A der Führungen vom Fahrkorb aus 
m t. 

2. Die lichte Höhe eines Korbes darf nicht unter 
2,0 m, die Grundfläche für jede zuzulaſſende 
Perſon nicht unter 0,75 (0,75 m betragen. 
Die Breite der Zugänge muß der der Fahr⸗ 
körbe entſprechen. 

3. Die Geſchwindigkeit der Fahrkörbe darf 0,25 m 
in der Sekunde nicht überſchreiten. Am Trieb⸗ 
werke muß eine Vorrichtung vorhanden ſein, 
die eine Steigerung der Geſchwindigkeit über 
dieſes Maß verhindert. - 

4. Im vorderen Teile des Fußbodens jedes Fahr⸗ 
korbes und im Fußboden der einzelnen Zugangs⸗ 

Öffnungen an der Auffahrtsſelte find in ganzer 

Breite des Fahrkorbes Schußklappen (nach oben 

bewegliche Klappen) von etwa 20 cm Tiefe 

anzubringen, deren Abſtand voneinander höchſtens 

a, em betragen darf. Zwiſchen der Vorderkante 

bes Fahrkordes und der Schachtwand darf ein 

Abſtand von höchſtens 25 cm eingehalten werden, 

Die Schachtwände müſſen an den Zugangsſeiten 

glatt und ohne vorſpringende Teile ausgeführt 

werden. Drahtwände von nicht mehr als 2 em 

Maſchenweite gelten als glatte Wände. 


10. 


11% 


12. 


13, 


Im höchſten und tiefſten Punkte, wo der Wechſel 


ewegungsrichtung ſtattfindet, iſt der Schacht⸗ 
A au Wer offenen Seite der Fahrkörbe durch 
Schutzwände nach Möglichkeit abzuſchließen. 
Dieſe ſind derart mit einer Sicherheitsvorrichtung 
zu verbinden, daß das Paternoſterwerk bei 
einem Drucke gegen die Schutzwände ſelbſttätig 
ſtillgeſetzt wird. 


In jedem Geſchoß muß ſich eine Einrichtung 


zum Anhalten des Fahrſtuhls befinden (Druck⸗ 
knopf, Ausrücker), auf deren Anwendung durch 
ein Schild hinzuweiſen iſt. Die Einrichtung 
zur Wiederinbetriebſetzung darf den Benutzern 
des Fahrſtuhls nicht zugänglich fein. 


. Die Ketten müſſen in Führungen laufen, die 


verhindern, daß zerriſſene Ketlenteile auf die 
Fahrkörbe fallen. Die Abmeſſungen der Ketten 
müſſen den Beſtimmungen des 8 13 bl. II 
mit der Maßgabe entſprechen, daß beim Reißen 
einer Kette die andere nicht höher als mit /; 
ihrer Tragfähigkeit beanſprucht wird. 


Der Fahrſchacht muß ſo tief herabgeführt werden, 


daß zwiſchen dem Schachtboden und den Führungs⸗ 
teilen eines in tieffter Stellung befindlichen 
Fahrkorbes ein Zwiſchenraum von mindeſtens 
50 cm verbleibt. 


An den Zugangsöffnungen jedes Geſchoſſes 


und in jedem Fahrkorbe find beiderſelts lange 

Handgriffe anzubringen. Der Fußboden der 

Fahrkörbe und der Zugangsöffnungen darf nicht 

get fein. 
er offenen Seite ber FJahrkörbe gegenüber 

ſind an geeigneten Stellen deutlich ſichtbare 

Geſchoßbezeichnungen anzubringen. 

Die Fahrkörbe, die Zugangsöffnungen zum 

Fahrſchacht und die Umſatzſtellen der Fahrkörbe 

find durch Tageslicht oder künſtlich während 

des Betriebes des Fahrſtuhls hell zu beleuchten. 

Solange der Fahrſtuhl außer Betrieb iſt, ſind 

die einzelnen Zugangsöffnungen abzuſperren. 

An den Zugangsöffnungen und in jedem Fahr⸗ 

korbe ſind deutlich lesbare Aufſchriften an⸗ 

zubringen, welche enthalten müſſen: 

a) die Höchſtzahl der Perſonen, die einen Fahr⸗ 
korb gleichzeitig benutzen dürfen; 

b) einen Hinweis, daß die Fahrt über den 
höchſten und tiefſten Punkt der Fahrſtuhl⸗ 
18 mit Gefahren nicht verbunden iſt; 

e) die Art der Einrichtungen zum Anhalten 
des Fahrſtuhls; 

d) eine Warnung vor der Benutzung durch 
gebrechliche Perſonen und Kinder. 

Andere Schilder und Aufſchriften, insbeſondere 

zur Reklame, find daneben nicht ſtatthaft. 

Der Aufzug iſt der Auſſicht eines verantwort⸗ 

lichen, geprüften Aufzugswärters zu unterſtellen, 

der während des Betriebes des Aufzuges ſtets 
anweſend oder leicht erreichbar ſein muß. 
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Zu 8 3. 

„Soweit der Betrieb der Anlage es zuläßt“, 
ſollen Aufzüge wegen der Gefahr der Uebertragung 
von Bränden durch die Fahrſchächte nicht innerhalb 
der Gebäude, mit Ausnahme der Aufſtellung in 
feuerfeſten Treppenhäuſern, angeordnet werden. Dabei 
ſind die Ausdehnung der Anlage, die Art der bau⸗ 
lichen Ausführung des Gebäudes, des Betriebes und 
der Zweck des Aufzuges zu berückſichtigen. Bei 
räumlich ſehr ausgedehnten Anlagen würde namentlich 
dann, wenn der Aufzug nur für einzelne von der 
Außenſeite des Gebäudes entfernte Betriebsabteilungen 
benutzt wird, die ſtrenge Durchführung des angegebenen 
Geſichtspunktes unnötige Schwierigkeiten bereiten. 
Ebenſo hat die Aufſtellung an der Außenſeite der 
Gebäude keine Bedeutung, wenn die Bauart des 
Gebäudes an und für ſich nicht feuerſicher iſt, oder 
wenn die Zwiſchengeſchoſſe galeriearlig um eine offene 
Halle angeordnet ſind, oder wenn der Betrieb ſo 
beſchaffen iſt, daß die Entſtehung eines Brandes nicht 
wahrſcheinlich iſt. Endlich wird der Zweck des Auf⸗ 
zuges, z. B. Transport empfindlicher, durch Feuchtig⸗ 
keit leicht zu beſchädigender Güter, Verbindung be⸗ 
ſtimmter, innerhalb des Gebäudes liegender Räume, 
die Beförderung von Perſonen in Privatgebäuden 
u. dgl., in vielen Fällen dazu nötigen, den Aufzug 
im Gebäude ſelbſt aufzuſtellen. Dieſen Bedürfniſſen 
ſoll durch die gewählte Faſſung, „ſoweit der Betrieb 
der Anlage es zuläßt“, Rechnung getragen werden. 

Die Aufſtellung in feuerfeſten Treppenhäuſern 
bedingt nicht, daß der Aufzug frei in der Mitte 
fiehend angeordnet wird. Das Treppenhaus kann 
auch durch einen feuerſicher ausgeführten Fahrſchacht 
erweitert werden. In ſolchen Fällen empfiehlt es 
ſich, die nach dem Treppenhauſe zu liegende Schacht- 
wand in Glas oder Drahtgewebe auszuführen, damit 
der Schacht moͤglichſt viel Tageslicht erhält und dle 
Stellung des Fahrkorbes von außen erkennbar iſt. 


u . 

Als „feuerfeſte“ Wände gelten zurzeit neben 
maſc zen Wänden: aus Beton oder Kalkmörtel ohne 
ceiſeneinlage hergeſtellte fugenloſe Wände, Monier⸗ 
wände, Streckmetallwände u. dgl. Wände, deren 
Elſentelle nicht glutſicher umhüllt find, find nicht als 
feuerfeſt anzuſehen. 

Als „feuerſichere Wände“ gelten zurzeit außer 
den vorangegebenen feuerfeſten Konſtruktlonen: beider⸗ 
ſeits verputzte Brett⸗ oder ausgemauerte Fachwerk⸗ 
wände, Rabitzwände, Drahtziegelwände, Wände aus 
Aſbeſtſchiefer, aus Gips⸗ oder Kunſtſteinplatten, oder 
Gips⸗ oder Kunſtſteindielen u. dgl. Bei Anwendung 
von Rabitz⸗, Gips⸗ oder Kunfifieinwänden iſt darauf 
zu achten, daß die Türrahmen durch dauerhafte 
Verbände ſo geſichert werden, daß ſie ſich im Betriebe 
nicht lockern und damit die Zuverläſſigkelt der Ver⸗ 
riegelungen und Kontakte in Frage geſtellt wird. 

Die Vorſchrift, daß die Fahrbahn „in ihrer 
ganzen Ausdehnung“ von Wänden umſchloſſen ſein 


muß, bedingt, daß die letzte Förderſtelle noch von 
Schachtwänden umſchloſſen werden muß, ſofern nicht 
die Mündung des feuerfeſten oder feuerſicheren 
Schachtes im Frelen liegt (z. B. Blerkelleraufzüge, 
Gepäckaufzüge auf Bahnhöfen, Gichtaufzüge). 

Als „Gichtaufzüge“ ſind nicht nur ſolche in 
Hochofenanlagen, ſondern allgemein ſolche für Ofen⸗ 
anlagen zu verſtehen, deren Beſchickung von einer 
oberen Gicht aus erfolgt (z. B. Kalk⸗ und Zement⸗ 
brennöfen, Kupolöfen u. dgl.). 

Bei den kleinen Aufzügen, die nicht betretbar 
fein dürfen (§S 4 III), muß dieſe Forderung durch 
die Bauart des Fahrkorbes oder die Höhe der Lade⸗ 
ſtelle über dem RN 7553 erfüllt werden. 

u 2 

Als feuerſichere Abdeckungen gelten zurzeit 
außer feuerfeſten Konſtruktionen (maſſive Decken oder 
ſolche aus unverbrennlichen Stoffen, wozu auch 
Köhneſche Voutenplatten, Kleineſche Decken und 
ähnliche zu rechnen ſind), ausgeſtakte, mit un⸗ 
verbrennlichen Bauſtoffen ausgefüllte und unterhalb 
durchweg mit Kalk⸗ oder Zementmörtel verputzte 
oder mit einer in gleichem Maße feuerſicheren Be⸗ 
kleidung verſehene Holzbalkendecken, ſowie ſolche Decken, 
welche zwar aus unverbrennlichen Stoffen beſtehen, 
aber nicht umhüllte Eiſenteile aufweiſen. 

Die Vorſchrift, daß die Unterkante des Trag⸗ 
rollengerüſtes für den Fahrkorb oder die unter dieſem 
etwa angeordnete Schutzdecke ſo hoch über der Fahr⸗ 
korbdecke angeordnet werden müſſen, daß zwiſchen 
beiden in der höchſten Stellung des Fahrkorbes, d. h. 
an der oberſten Förderſtelle, noch eine Entfernung 
von mindeſtens 1 m verbleibt (Ueberfahrhöhe), hat 
den Zweck, beim Schmleren der Führungsſchienen 
des Fahrſtuhls von der Fahrkorbdecke aus die Ge⸗ 
fährdung der damit betrauten Perſonen möglichſt 
auszuſchließen. Es hat ſich herausgeſtellt, daß das 
bisher beſtehende Verbot der Ausführung dieſer Ar⸗ 


beiten von der Decke aus von den Führern nicht 


beachtet wurde, weil die Arbeiten vom Innern des 
Fahrkorbes aus tatſächlich nur unvollkommen aus⸗ 
geführt werden konnten. 


Zu 8 6. 

Bei der Forderung, daß der Fahrſchacht der⸗ 
art umwehrt ſein muß, „daß Menſchen nicht zu 
Schaden kommen können“, wird zu berückſichtigen 
fein, daß die Schranken uſw. fo hoch find, daß ſich 
Perſonen nicht in die vom Fahrkorbe beſtrichene 
Bahn hineinbeugen können, und daß der Fahrkorb 
nicht Perſonen beſchädigt, die beim Tragen langer 
Stangen, Bretter oder dergl. unachtſamerweiſe mit 
diefen in die Fahrbahn gelangen. 

u 


Als „feuerſichere“ Türen gelten zurzeit hölzerne 
(aus Hart oder Kiefernholz) beiderjeits mit minder 
ſtens 1 mm ſtarkem Eiſenblech beſchlagene Türen 
(wobei es der Verkleidung der Kopfflächen nicht be⸗ 


darf), ferner Füllungs⸗ und Rillentüren (gepreßte 
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doppelſchalige Eiſenblechtüren mit Aſbeſt⸗ oder Kork⸗ 
ſteinfüllung) u. dgl., während einfache oder verſteifte 
Eiſentüren den Anforderungen an einen feuerſicheren 
Abſchluß nicht entſprechen. Die feuerſicheren Türen 
müſſen in einem feuerſicheren Falz dicht ſchließen. 

Schranken und Türen dürfen, namentlich bei 
freiſtehenden Aufzügen, nicht fo beſchaffen oder ein⸗ 
gehängt ſein, daß ſie von überragenden Teilen der 
Ladung ausgehoben werden können. 


u 8 8. 

Drahtglas, Rn ſchließend eingeſetzt 
werden ſoll, darf nicht mit Kitt allein gedichtet 
werden. Sofern es nicht feſt eingemauert wird, 
ſind Metallfalze zu verwenden. 


u 89. 

Das Abfangen abſtürzender Gegengewichte 
wird nach vorliegenden Erfahrungen in ſolchen 
Fällen, in welchen der Fahrſtuhl nicht vom Keller, 
ſondern von Zwiſchengeſchoſſen ausgeht, durch 
Zwiſchendecken nicht immer mit Sicherheit erreicht. 
Es iſt daher bet derartigen Fahrſtühlen dafür zu 
ſorgen, daß das Gewicht nicht durch die Decken⸗ 
konſtruktion, ſondern durch maſſiv aufgeführtes 
Mauerwerk abgefangen wird. Ebenſo iſt am un⸗ 
teren Ende der Gegengewichtsführung ſtets ein 
kräftiges Schutzgeländer um die Bahn des Gewichts 
anzubringen, da die Gewichte beim Abſturz häufig 
ihre Führung derart verbiegen, daß ſie die Führun⸗ 
gen beim Aufſchlagen verlaſſen. 

Die Umwehrung an Steuerſeilen oder ⸗geſtän⸗ 
gen, die außerhalb des Fahrſchachts liegen, iſt bei 
der geringen Bewegung dieſer Teile in der Regel 
nicht zu fordern, dagegen müſſen fie feuerſicher 
durch die Decken geführt werden, d. h. ſie ſind 
unterhalb der Decke mit einem Eiſenrohr von etwa 
0,5 bis 1 m Länge zu ER 

1 


Zu 

Die Vorausſetzung des Abi. I Ziffer 2 wird 
nur dann als vorliegend zu erachten ſein, wenn die 
zu befördernden Güter in beſonderen Transport⸗ 
wagen, wie es z. B. in Mälzereien, Ziegeleien uſw. 
üblich iſt, auf den Fahrkorb gebracht werden, und 
wenn dieſe Wagen den Fahrkorb namentlich in 
ſeinen Breitenabmeſſungen derart ausfüllen, daß 
Perſonen behindert werden, gleichzeitig die Platt⸗ 
form zu betreten, oder wenn die Abmeſſungen des 
Fahrkorbes, wie z. B. bei den kleinen Aufzügen, 
derart beſchränkt werden, daß dadurch das Betreten 
verhindert wird, oder wenn endlich die Ladeſtelle 
weſentlich höher als der Fußboden liegt. 

Die Anbringung von Aufſtützvorrichtungen 
nach Ziffer 3 des erſten Abſatzes ſchließt die gleich⸗ 
zeltige Verwendung von Fangvorrichtungen aus, da 
letztere bei der Entlaſtung des Förderkorbes durch 
die Stützen regelmäßig in Tätigkeit treten würden. 
Die Forderung, daß die Stützen vor dem Betreten 
des Fahrkorbes in Tätigkeit treten müſſen, bedingt 
nicht die Anbringung „ſelbſttätig⸗ bewegter Auf⸗ 


ützvorrichtungen. Es genügt z. B., wenn die Auf⸗ 
c eng ſo angeordnet wird, daß die Zu⸗ 
gangstür zum Fahrſchachte durch die Hebel der 
Aufſtützvorrichtung geſperrt wird. Stützvorrichtungen 
in Zwiſchengeſchoſſen anzuordnen, iſt bedenklich, weil 
die Vorrichtungen infolge Verſchleißes leicht in die 
Fahrbahn ragen und zum Feſtklemmen des Stuhles 
bei der Aufwärtsbewegung oder zum Auſſetzen des 
Korbes bei der Abwärtsbewegung führen. Löſt ſich 
dann der Fahrkorb, ſo reißt gewöhnlich das ſchlaff 
gewordene Seil. 

Als „Ablaßvorrichtungen“ gelten nur ſolche 
einfach gebauten, doppelſchaligen Fahrſtühle, bei 
welchen die beladene Schale unter dem Einfluß der 
Laſt nach unten geht, während die leere als Gegen⸗ 
gewicht nach oben gezogen wird. 5 

Liegen weſentliche Teile der Fangvorrichtungen 
unterhalb des Fußbodens des Fahrkorbes, ſo muß 
dafür geſorgt werden, daß deren Zugänglichkeit 
zwecks Reviſion und n geſichert iſt. 

u 7 


Die im erſten Satze dieſes Paragraphen ent⸗ 
haltene Forderung bedingt nicht ausnahmslos die 
Anwendung ſogenannter Regulatorvorrichtungen. 
Letztere ſind vielmehr bei Laſtenaufzügen entbehrlich, 
wenn der Antrieb des Aufzuges die Ueberſchreitung 
der vorgeſchriebenen Höchſtgeſchwindigkeit verhindert, 
und bei Perſonenaufzügen dann nicht zu fordern, 
wenn der Zweck des Regulators durch andere Mittel 
erreicht wird (vergl. . zu 813 Abſ. I). 


u a 
Sofern die Beleuchtungseinrichtung des Fahr: 
korbes von Perſonenaufzügen erſt mit dem Oeffnen 
der Fahrſchachttür betätigt wird, muß das Abhän⸗ 
gigkeitsverhältnis jo beſchaffen fein, daß ſchon der 


geringſte Türſpalt genügt, um die Beleuchtung in 
Gang zu ſetzen. 


Zu 8 13. 

Die Vorſchrift des erſten Abſatzes bedingt bei 
hängenden Fahrkörben die Anwendung von ae 
vorrichtungen, die auf die Dehnung der Seile Rück⸗ 
ſicht nimmt, derart, daß alle Seile zum gleich⸗ 
mäßigen Tragen eingefiellt werden müſſen und daß 
3. B. bei zweifeiligen Fahrſtühlen durch den Bruch 
eines Seiles die Fangkeile durch das andere Seil 
unabhängig von Gewichten oder Federn unmittel⸗ 
bar gegen die Führungen gepreßt werden. Bei den 
nach dieſem Grundſatze gebauten Fangvorrichtungen 
hat jedoch der gleichzettige Bruch der Seile oder der 
Bruch von Triebwerksteilen (z. B. der Kuppelung, 
der Ableit⸗ oder Tragrollen, Abſcheren der Trom⸗ 
melkeile) nicht ohne weiteres den Eingriff der Fang⸗ 
vorrichtung zur Folge, es bedarf vielmehr einer 
Hilfsvorichtung, als welche meiſt ein Regulator be⸗ 
nutzt wird, der bei Ueberſchreitung der zuläſſigen 
Höchſtgeſchwindigkeit durch Klemmung eines Steuer⸗ 
ſeils die Auslöſung der Fangkeile bewirkt. Die An⸗ 
wendung des Regulat ors wird indeſſen nicht vorzu⸗ 
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ſchreiben ſein, wenn in anderer Weiſe erreicht wird, 
daß beim Bruche der vorerwähnten Teile der Ein⸗ 
griff der Fangkeile erfolgt. 

Bei der Prüfung der Fangvorrichtung iſt zu 
beachten, daß beim Bruche oder gefahrdrohender 
Dehnung eines Seiles das andere bei dem Verſuch, 
den Fahrkorb mit einem Seile hochzuziehen, der 
Gefahr gewaltſamer Zerreißung ausgeſetzt iſt, weil 
außer der Laſt die ſtarke Preſſung der Fangkeile 
zu überwinden iſt, die beim Anziehen, obwohl die 
Keile nur für die Abwärtsbewegung eingreifend 
hergeſtellt werden, zunächſt noch wächſt. Fangvor⸗ 
richtungen, die es zulaſſen, den Fahrkorb nach dem 
Fangen ohne Ueberanſtrengung des Seiles hochzu⸗ 
ziehen, ſind daher beſonders empfehlenswert, auch mit 
Rückſicht darauf, daß die Bafjaglere andernfalls nur 
mit beſonderen Schwierigkeiten aus dem Fahrkorbe 
herausgeholt werden können. 

Bei der Berechnung der Biegungsſpannung 
von Drahtſeilen iſt der Elaſtizitätsmodul zu 
20000 kg/ amm anzunehmen. Flußſtahlſeile über 
50 kg/ amm ſowie Tiegelſtahlſeile über 120 kg / amm 
Bruchfeſtigkeit dürfen ohne Nachweis der Feſtigkeit 
nicht zugelaſſen werden. Tiegelſtahl über 
180 kg/amm Bruchfeſtigkeit darf nicht verwendet 
werden. Dieſe Beſtimmungen gelten auch für Seile 
an Laſtenfahrſtühlen. 


u 8 

Bei der Prüfung der Druckknopfſteuerungen 
iſt insbeſondere darauf zu achten, daß die Kontakt⸗ 
wirkung nicht ſchon bei loſem Anlehnen der Tür er⸗ 
folgt und daß die Anwendung unlauterer Hilfs⸗ 
mittel zur Herſtellung des Kontakts bei offenen 
Türen, wie Federn, Hilfsbrücken u. dergl., erſchwert 
wird. Als „zuverläſſige“ Türverriegelungen gelten 
daher bei elektriſchen Kontakten nur ſolche, bei wel⸗ 
chen der Kontakt erſt bel voller Verſchlußſtellung 
des Riegels oder der Falle wirkſam wird. Die 
Steuerung des Fahrkorbes darf unter keinen Um⸗ 
ſtänden früher möglich ſein, als bis alle Schacht⸗ 
türen feſt geſchloſſen und ihre Verſchlußriegel ſicher 
zum Eingriff gebracht ſind. 

u 


8 17. 

Zur Verhinderung des Sinkens des Fahr⸗ 
korbes nach dem Ausrücken der Steuerung iſt in 
der Regel eine Bremſe erforderlich, es ſei denn, 
daß der Forderung durch andere geeignete Mittel, 
Mn ſelbſthemmende Schneckengetriebe, entſprochen 
wird. 

Zu 8 18. 

Sofern die Fangvorrichtung es nicht geſtattet 
(vgl. Erläuterungen zu § 13), den Fahrkorb nach 
dem Fangen ohne gefahrdrohende Beanſpruchung 
der verbleibenden Tragſeile hochzuziehen, muß der 
Fahrkorb mit Einrichtungen verſehen werden, die es 
ermöglichen, die Paſſaglere aus ihrer Lage zu be⸗ 
freien. Dabei iſt bei elektriſch angetriebenen Fahr⸗ 
ſtühlen zu beachten, daß auch das Durchbrennen 


von Sicherungen, ohne daß die Fangvorrichtung 
in Tätigkeit zu treten braucht, zum unfreiwilligen 
Anhalten des Fahrkorbes fuhrt. Das Auf⸗ 
ſichtsperſonal des Fahrſtuhls iſt daher beſonders 
darauf hinzuweiſen, daß die Steuerung 
vor Benutzung der Einrichtungen zur Befreiung 
eingeſchloſſener Perſonen unter allen Umſtänden in 
Haltſtellung zu bringen iſt. 
u 


21. 

Als „kleine Getreidemühlen“ find in der Regel 
neben Windmühlen insbeſondere nur ſolche durch 
Waſſerkraft betriebene Mühlen anzuſehen, bei welchen 
die tägliche Verarbeitung an Getreide 5000 kg 
nicht überſteigt. Werden Bremsfahrſtühle in Ge⸗ 
treidemühlen mit größerer Leiſtungsfähigkeit oder in 
anderen Betrieben benutzt, ſo müſſen darauf die 
Vorſchriften für Laſten⸗ oder Perſonenfahrſtühle, je 
nach dem Zwecke des Fahrſtuhls, voll angewendet 
werden. Der mißbräuchlichen Benutzung von Laſten⸗ 
bremsfahrſtühlen zur Perſonenbeförderung iſt in 
ſolchen Fällen durch Verlegung des Steuerſeils in 
genügende Entfernung außerhalb des Fahrſchachts 
vorzubeugen. 

In kleinen Mühlen wird die Fahrbahn im 
Erdgeſchoß häufig durch ein Podeſt, das etwa bis 
Schulterhöhe reicht, begrenzt, ſo daß das Abtragen 
von Säcken dadurch erleichtert wird. In ſolchen 
Fällen kann überall von dem Endverſchluß ſowie 
von Schranken, die den Zugang zum Fahrſtuhl ab⸗ 
ſchließen, abgeſehen werden, oder der Schachtver⸗ 
ſchluß iſt ſo einzurichten, daß er bei einer Halte⸗ 
ſtellung, die etwa Schulterhöhe entspricht, geöffnet 
werden kann. 


Zu § 23. 

Die Ausnahme in Abſ. III Ziffer 1 iſt von 
denſelben Vorausſetzungen abhängig, welche in den 
Erläuterungen zu § 10 Abſatz I Ziffer 2 erörtert ſind. 

Bei der Verwendung von Hubgittern ſind die 
Erläuterungen zu 8 6 zu berückſichtigen. Ferner iſt 
der Sicherheit der Aufhängungen (Seile, Ketten) 
von Hubgittern beſondere Beachtung zu ſchenken, 
da dieſe durch Stöße ſtark beanſprucht werden. 
Das Gewicht und die Bauart der Gitter ſoll 
endlich nicht derart ſein, daß dadurch Menſchen 
beim Bruche der Drugerggaß e werden können. 

u 


Als „mechaniſche“ Steuerungsantriebe gelten alle 
Seil-, Geſtänge⸗ und Kurbelſteuerungen im Gegenſatz 
zu den elektriſchen Knopfſteuerungen. 

Die Prüfung der Führer hat mit der größten 
Strenge zu erfolgen. Führer, die mit der Ein⸗ 
richtung der Türverſchlüſſe und der Fangvorrichtung, 
insbeſondere auch deren Einſtellung und Löſung, 
nicht völlig vertraut ſind, dürfen unter keinen Um⸗ 
ſtänden das Befähigungszeugnis erhalten. Führer, 
denen der Befähigungsnachweis entzogen iſt, dürfen 
nur mit Genehmigung der Ortspolizeibehörde, die 
das Zeugnis aberkannt hat, erneut zur Prüfung 
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zugelaſſen werden. In den Fällen der Abſätze II 
und III hat der verantwortliche Aufzugswärter die 
Erklärung in dem Reviſionsbuch abzugeben. 

Der nach dem dritten Abſatz des Paragraphen 
mit Genehmigung der Polizeibehörde zuläſſige 
Nachlaß der Führerbegleitung iſt für Hotels, 
Warenhäuſer, Fabriken und öffentliche Gebäude 
nicht zu gewähren, für Mietshäuſer nur er⸗ 
wachſenen Perſonen, die zum Hausſtande der 
Mieter gehören. 

Anträge der nach Abſ. II und III gedachten 
Art ſind vor ihrer Genehmigung dem zuſtändigen 
Sachverſtändigen zur gutachtlichen Aeußerung zu 
überſenden oder durch deſſen Vermittlung zu ſtellen. 

u 8 33. 

Der Begriff „des Unternehmers“ der Fahrſtuhl⸗ 
anlage iſt hier der gleiche wie in Artikel 105 des 
Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch, 
d. h. es iſt derjenige als Unternehmer anzuſehen, 
für deſſen Rechnung und Gefahr der Aufzug be⸗ 
trleben wird. In den meiſten Fällen wird der 
Eigentümer gleichzeitig der Betriebsunternehmer 
ſein. Jin übrigen find die Tatumſtände für die 
Entſcheidung der Frage, wer als Unternehmer zu 
gelten hat, maßgebend. | 

Der rechneriſche Nachweis genügender Sicherheit 
des Aufzugs kann in der Regel auf die Berechnung 
der Tragſeile, Ketten u. dergl. für den Fahrkorb 
und die Gegengewichte, des Rollengerüſtes und der 
beim Bruch der Tragorgane durch die Fangoor⸗ 
richtung auf Zerknicken in Anſpruch genommenen 
Teile beſchränkt werden. Bel freiſtehenden Ge⸗ 
rüſten iſt darüber hinaus die Beanſpruchung der 
weſentlichen Gerüſtteile nachzuweiſen. 

Soweit die zuläſſigen Beanſpruchungen der 
Materialien nicht auf Grund der Baupolizei⸗ 
verordnungen behördlich feſtgelegt ſind, darf Fluß⸗ 
eiſen mit 8,75 kg / amm beanſprucht werden. Bei 
großen Fördergeſchwindigkeiten, und zwar über 
0,8 m/ Sek., iſt bei der Berechnung der Rollen⸗ 
gerüſte auf die Erſchütterungen durch Maſſen⸗ 
beſchleunigung und verzögerung Rückſicht zu nehmen, 
indem für die Nutzlaſt ein Zuſchlag von 50% ein⸗ 
zuſetzen iſt. Ergibt die Rechnung ein Trägerprofil, 
deſſen Höhe kleiner als ¼9 der Spannweite iſt, fo 
muß die elaſtiſche Durchbiegung berechnet werden, 
die nicht größer als soo der Spannweite ſein 
darf. — Bei der Rechnung auf Knickfeſtigkett muß 
mindeſtens 5 fache Sicherheit vorhanden ſein. Des 
Zuschlags zur Nutzlaſt bedarf es dabei jedoch nicht. 
Bei kleinen Aufzügen genügen in der Regel ſtatt 


beſonderer Zeichnungen Maßſtizzen in den Be⸗ 
reibungen 


Zu 8 34. 

Die Koſten der e ſind in der 
Regel durch Vermittelung des Regierungspräſidenten 
von den Zahlungspflichtigen einzuziehen. Hiervon 
kann inſoweit abgeſehen werden, als die Zahlungs⸗ 


en Mitglieder von Dampfkeſſelüberwachungs⸗ 
Ya um, deen gleichzeitig die Ueberwachung 
der Fahrſtuhlanlagen im ſtaatlichen Auftrag über⸗ 
ben find bei den Regierungshaupt⸗ 
kaſſen als Aſſervate 85 Sn 
u h 
Soweit von den n ic a 
eichnungen und Beſchreibung in zweifacher Aus⸗ 
g obiger find, haben die Sachverſtändigen 
die Duplikate mit der Urſchrift der Abnahme⸗ 
beſcheinigung, den Duplikaten aller Beſcheinigungen 
über die regelmäßigen Unterſuchungen und dem 
Schriftwechſel über den Aufzug zu einem Aktenſtück 
zu vereinigen und ſorgfältig aufzubewahren. Außerdem 
haben die Sachverſtändigen eine Liſte der ihrer 
Ueberwachung unterſtehenden Fahrſtühle zu führen, 
aus der der Zeitpunkt der Abnahme und der aus⸗ 
geführten ſonſtigen Unterſuchungen zu erſehen iſt. 

Von der Abnahme ſolcher Fahrſtühle, die in 
den der Gewerbeaufſicht unterſtehenden Betrieben 
angelegt ſind, iſt dem zuſtändigen Gewerbeinſpektor 
von den Sachverſtändigen Anzeige zu erſtatten. 

Bei Bauaufzügen, die nach jeder Neuaufſtellung 
der Abnahme unterliegen, bedarf es der wieder⸗ 
holten Vorlegung neuer Fahrſtuhlpapiere (§ 32) 
nicht, wenn die Aufſtellung in dem Bezirke des⸗ 
jenigen Sachverſtändigen erfolgt, der die erſte Ab⸗ 
nahme bewirkt hat. Bei der Benutzung in anderen 
Bezirken genügt gleichfalls die Vorlegung der 
älteren Papiere. Die Sachverſtändigen ſind in 
ſolchen Fällen verpflichtet, die Akten gegenſeitig ab⸗ 
zugeben, ſolange der Aufzug im Bezirke verbleibt. 

Die Ausfertigung der Abnahmebeſcheinigungen 
und Ueberſendung der Fahrſtuhlpapiere an die 
Ortspolizeibehörde zwecks Erteilung der Betriebs⸗ 
erlaubnis hat durch die Sachverſtändigen ſpateſtens 
innerhalb einer Woche nach der Abnahme zu 
erfolgen. 

Durch die maſchinentechniſche Abnahme des 
Aufzugs wird die von der Baupolizeibehörde vor: 
zunehmende baupolizeiliche Prüfung der baulichen 
Teile der Anlage (Schacht, Abdeckung uſw.) nicht 
entbehrlich. 

36 
I 


u 8 36. 

ER e uchungen find von den 
Sachverſtändigen bei der Ortspolizeibehörde ſtets 
dann zu beantragen, wenn bei einer regelmäßigen 
Unterſuchung erhebliche Unregelmäßigkeiten im Be⸗ 
triebe des Aufzugs ermittelt worden ſind, oder 
wenn der Beſitzer die feſtgeſtellten Mängel in der 
vorzuſchreibenden Friſt nicht abſtellt. 


u 8 39. 

Die Vorſchriften dieſer Polizeiverordnung find 
gegenüber den Beſtimmungen der 88 120a ff. der 
Gewerbeordnung als Grenze der in der Regel zu 
ſtellenden Anforderungen zu betrachten. Sollten 
ausnahmsweiſe Fälle vorliegen, in denen weiter⸗ 
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gehende Maßnahmen erforderlich erſcheinen, fo find 
dieſe nur mit Zuſtimmung des Regierungs⸗ 
präfidenten durchzuführen. 

Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Königl. Regierung zu Frankfurt a. Oder. 
354. Der Herr Miniſter hat am 27. v. Mts. 
dem geſchäftsführenden Ausſchuſſe für den Luxus⸗ 
pferdemarkt in Schneidemühl die Erlaubnis erteilt, 
bei Gelegenheit des im Herbſte dieſes Jahres ſtatt⸗ 
findenden Pferdemarktes eine öffentliche Verloſung 
von Wagen, Pferden uſw. zu veranſtalten und die 
Loſe in der ganzen Monarchie zu vertreiben. 

Es ſollen 500000 Loſe zu je 0,50 Mk. aus⸗ 
gegeben werden und 3103 Gewinne im Geſamt⸗ 
werte von 100000 Mk. zur Ausſpielung gelangen. 

Die Herren Landräte und Oberbürgermeiſter 
wollen dafür Sorge tragen, daß dem Vertriebe der 
Loſe keine Hinderniſſe in den Weg gelegt werden. 

Frankfurt a. O., den 5. Mai 1908. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
355. Ueber die Ergebniſſe der diesjährigen 
Wahlen zum Hauſe der Abgeordneten werden auf 
miniſterielle Veranlaſſung Ermittelungen vorgenom⸗ 
men werden, welche lediglich zu ſtatiſtiſchen Zwecken 
dienen ſollen. 

Frankfurt a. O., den 2. Mai 1908. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
356. Umpfarrungsurkunde. 

Mit Genehmigung des Herrn Miniſters der 
geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗Angelegenheiten 
und des Evangeliſchen Oberkirchenrats ſowie nach 
Anhörung der Beteiligten wird von den unterzeich⸗ 
neten Behörden hierdurch folgendes feſtgeſetzt: 

§ 1. Die Evangeliſchen in dem zum Guts⸗ 
bezirke Loos, Kreis Grünberg i. Schleſien, gehörigen 
Vorwerke Lodenberg werden aus der Kirchengemeinde 
Saabor, Diözeſe Grünberg i. Schleſien, in die Kirchen⸗ 
gemeinde Trebſchen, Diözeſe Züllichau, umgepfarrt. 

8 2. Dieſe Urkunde tritt am 1. Mai 1908 
in Kraft. 

Berlin, den 8. April 99 

L 


(L. S.) 
Königliches Konſiſtorium der Provinz Brandenburg. 
Steinhauſen. 
Frankfurt a. O., den 16. April 1908. 
(L. 8.) 


Königliche Regierung; 
Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 
von Schroetter. 

Breslau, den 24. April 1908. 


(L. 8.) 
Königliches Konſiſtorium der Provinz Schleſien. 
> Fluhme. 
Liegnitz, den 29. April 1908. 
L. S 


. 8.) 
Königliche Regierung; 
Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 
von Neefe. 


357. Errichtungsurkunde. 

Mit Genehmigung des Herrn Miniſters der 
geiſtlichen, Unterrichts und Medizinal⸗Angelegenheiten 
und des Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrats, ſowie nach 
Anhörung der Beteiligten wird von den unter⸗ 
zeichneten Behörden hierdurch folgendes feſtgeſetzt. 

§ 1. Die Evangeliſchen der Landgemeinde 
Hoſena mit Bärwalde, Glasſandgruben, Bahnhof 
Hohenbocka, Koboldmühle und Plutomühle, Kreis 
Hoyerswerda, werden aus der Kirchengemeinde Lauta, 
Diözeſe Spremberg, ausgepfarrt und zu einer ſelb⸗ 
ſtändigen Kirchengemeinde Hoſena, Diözeſe Hoyers⸗ 
werda, vereinigt. 

8 2. Die Kirchengemeinde Hoſena wird mit 
der Kirchengemeinde Hoyerswerda unter dem gemein⸗ 
ſamen Pfarramt Hoyerswerda verbunden. 

§ 3. Dieſe Urkunde tritt am 1. Mai 1908 
in Kraft. 

Berlin, den 8. April 1908. 

(L. S.) 
Königliches Konſiſtorium der Provinz Brandenburg. 
gez. Steinhauſen. 

Frankfurt a. O., den 11. April 1908. 

Königliche Regierung; 
Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 
| (. S.) 
gez. von Schroetter. 
Breslau, den 26. März 1908. 
(L. S.) 
Königliches Konſiſtorium der Provinz Schleſien. 
(Unterſchrift.) 
Liegnitz, den 19. April 1908. 
(. 8.) 


Königliche Regierung; 
Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen, 
(Unterfchrift.) 
358. Polizeiverordnung 
betreffend den Abbau der auf Ziegeleiplätzen aufs 
geſchütteten Tonmaſſen. 

Auf Grund der 88 6, 12 und 15 des Geſetzes 
über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 
(G.⸗S. S. 265), der 88 137, 139 und 140 des 
Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 (G.⸗S. S. 195) und der 88 120 a bis 
120 e der Reichsgewerbeordnung in der Faſſung vom 
26. Juli 1900 (R. G. B. S. 871) wird, nachdem 
dem Vorſtande der Sektion 4 der Ziegeleiberufs- 
genoſſenſchaft Gelegenheit zu einer gutachtlichen 
Aeußerung gegeben iſt, unter Zuſtimmung des 
Bezirksausſchuſſes für den Umfang des Regierungs⸗ 
bezirkes verordnet, was folgt: 

g 1. Der Abbau der auf den Ziegeleiplätzen 
zur Ueberwinterung oder auf Vorrat aufgeſchütteten 
Tonmaſſen muß entweder in Abſätzen oder mit einer 
Abböſchung von 45 » (ganzer Anlage) erfolgen. 


e 


13 ee 


ne 
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$ 2. Das Unterhöhlen, Unterſchrämen und 
Ueberhängenlaſſen der Arbeitsſtöße iſt verboten. 

8 3. Die Aufſicht beim Abbau muß eine 
ſtändige fein; fie liegt dem Unternehmer oder dem 
von ihm zu beſtellenden geeigneten Vertreter ob. 

Zumiderhandlungen werden mit Geld» 
ftrafe bis zu 60 Mark, an deren Stelle im Unver⸗ 
mögensfalle entſprechende Haftſtrafe tritt, geahndet. 

Frankfurt a. Oder, den 6. Mai 1908. 
Der Regierungs⸗Präſident. 


359. Der Herr Oberpräſident der Provinz 
Brandenburg in Potsdam hat durch Erlaß vom 
1. Mai d. Js. — O. P. 8699 — gemäß 82 des 


Perſonenſtandsgeſetzes vom 6. Februar 1875 be⸗ 
ſtimmt, daß mit dem 1. Juli d. Is. der ländliche 


Standesamtsbezirk 6 Kolonle Müllroſe, Kreis Lebus, 


mit dem ländlichen Standesamtsbezirke 9 Forſt 
Müllroſe, Kreis Lebus, vereinigt wird. 

Frankfurt a. O., den 14. Mai 1908. 

Der Regierungs⸗Präſident. 

360. Der Herr Miniſter hat am 25. April 
d. Is. dem Komitee für den Luxuspferdemarkt in 
Brieſen die Erlaubnis erteilt, in Verbindung mit 
dem diesjährigen Brieſener Pferdemarkte eine öffent⸗ 
liche Verloſung von Pferden, Wagen und anderen 
Gegenſtänden zu veranſtalten und die Loſe — 
120000 Stück zu 1 Mk. — in der ganzen Mon⸗ 
archie zu vertreiben. 

Es ſollen 1670 Gewinne im Geſamtwerte von 
50000 Mk. zur Ausſpielung gelangen. Die 
Ziehung wird am 10. Juli 1908 zu Berlin im 
Gebäude der Königlichen General-Lotterie⸗Direktlon 
ſtattfinden. 

Die Herren Landräte und Oberbürgermeiſter 
erſuche ich, dafür Sorge zu tragen, daß dem Ver⸗ 
triebe der Loſe keine Hinderniſſe in den Weg gelegt 
werden. 

Frankfurt a. O., den 1. Mai 1908. 

Der Regierungspräſident. 

361. Nachdem bei der Abſtimmung ſich die 
Mehrheit der beteiligten Gewerbetreibenden für die 
Einführung des Beltrittszwanges erklärt hat, ordne 
ich hiermit an, daß mit dem Inkrafttreten des zu 
genehmigenden Statutes eine Zwangsinnung für das 
Töpfer⸗ und Ofenſetzergewerbe, deren Bezirk den 
Kreis Lebus umfaßt, mit dem Sitze in Seelow und 
unter dem Namen „Töpfer⸗ und Ofenſetzerinnung 
(Zwangsinnung) zu Seelow“ errichtet werde. 

Von dem genannten Zeitpunkte ab gehören alle 
Gewerbetreibende, welche das bezeichnete Handwerk 
betreiben, dieſer Innung an. 

Frankfurt a. O., den 6. Mai 1908. En 

Der Regierungs⸗Präſident. 
362. Nachdem ein Aten von Aiehe als zwei 
Dritteln der beteiligten Geſchäftsinhaber geſtellt 
worden iſt, ordne ich nach Anhörung des Magistrats 
gemäß 5 1391 Abſatz 1 der Gewerbeordnung in 
der Faſſung vom 26. Juli 1900 für die Stadt⸗ 


Zr zu 


Carl Rühl ift der Ingenieur 


emeinde Spremberg NL. hierdurch an, daß bie 
Athen Verkaufsſtellen der ſämtlichen Ladengeſchäfte 
mit Ausnahme der Zigarrenſpeztalgeſchäfte, vorbe⸗ 
haltlich der nach § 139 e zugelaſſenen verlängerten 
Verkaufszeit während des ganzen Jahres mit Aus⸗ 
nahme der Sonnabende von 8 Uhr abends ab für 
den geſchäftlichen Verkehr geſchloſſen fein müſſen. 
Unter Zigarrenſpezialgeſchäften ſind nur die⸗ 
jenigen Verkaufsſtellen zu verſtehen, in denen keine 
anderen Waren als Zigarren, Zigarretten, Tabak, 
Zigarrenſpitzen und Tabakpfeifen feilgehalten werden. 
Wenn in den Zigarrenhandlungen noch andere 
Gegenstände, wie Poſtkarten, Spazterſtöcke, Wein uf. 
verkauft werden, jo müſſen dieje Geſchäfte gleichfalls 
um 8 Uhr geſchloſſen werden. 
Dieſe Anordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Veröffentlichung in Kraft. 
Frankfurt a. O., den 14. Mai 1908. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
363. Nachdem ein Antrag von mehr als zwei 
Dritteln der beteiligten Geſchäftsinhaber geſtellt 
worden iſt, ordne ich nach Anhörung des Magiſtrats 
gemäß § 139 Abſatz 1 der Gewerbeordnung in 
der Faſſung vom 26. Juli 1900 für die Stadt⸗ 
gemeinde Cüſtrin hierdurch an, daß die offenen 
Verkaufsſtellen der Blumen⸗ und Kränzebranche 
vorbehaltlich der nach 8 139 zugelaſſenen ver⸗ 
längerten Verkaufszeit während des ganzen Jahres 
mit Ausnahme der Sonnabende von 8 Uhr abends 
ab für den geſchäftlichen Verkehr geſchloſſen ſein 
müſſen. Dieſe Anordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Veröffentlichung in Kraft. 
Frankfurt a. O., den 8. Mai 1908. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
364, An Stelle des verſtorbenen Ingenieurs 
Ernſt Thiele in 
Berlin als techniſcher Aufſichts⸗ und Rechnungs⸗ 
beamter der Norddeutſchen Holzberufsgenoſſenſchaft 
und zwar für den ganzen Bezirk derſelben angeſtellt 
worden. 
Frankfurt a. O., den 14. Mai 1908. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
365. Im Kreiſe Stolp iſt die Maul⸗ und 
Klauenſenche ausgebrochen. Der Herr Regie- 
rungspräſident in Köslin hat den ganzen Landkreis 
Stolp durch Polizeiverordnung vom 14. Mai 1908 als 
Beobachtungsgebiet erklärt. Ich erſuche die Herren 
Landräte und Oberbürgermeiſter, für weitere Ver⸗ 
breitung dieſer Nachricht zu ſorgen. 
Frankfurt a. O, den 18. Mai 1908. 
Der Regierungspräſident. 
Bekanntmachung des Reichs⸗Poſtamts. 
366. Die Verſendung mehrerer Pakete mittels 
einer Poſtpaketadreſſe iſt für die Zeit vom 31. Mal 
bis einſchl. 7. Juni weder im innern deutſchen Ver⸗ 
kehr noch im Verkehr mit dem Ausland — aus⸗ 
genommen Argentinien — geſtattet. Nach Argen⸗ 
tinten können auch in dieſer Zeit mehrere, jedoch 


— 


höchſtens drei Pakete, mit einer Poſtpaketadreſſe 
verſandt werden. 

Berlin W. 66, den 6. Mai 1908. 

Der Staatsſekretär des Reichs⸗Poſtamts. 

Im Auftrage: Gieſeke. 
Bekanntmachungen der Kaiſerlichen Ober⸗ 
poſtdirektion zu Frankfurt a. O. 
367. Das Poſtamt in Woldenberg führt fortan 

die zuſätzliche Bezeichnung „(Neumark).“ 
Perſonal Nachrichten. 
368. Berfonalveränderungen 
im Bezirke des Kammergerichts im Monat 
April 1908. 
1. Richterliche Beamte. 

a) Es ſind ernannt: zu Kammergerichtsräten 
der Staatsanwaltſchaftsrat Dr. Metz aus Bonn, 
die Landgerichtsräte Dr. Boethke und Budezies 
vom Landgericht I, Dr. Siméon vom Land⸗ 
gericht II Berlin, die Landrichter Lorenz, Güthe, 
Huber, Schnitzker und Vater vom Landgericht I 
Berlin, Dr. Bureſch aus Altona; zu Landgerichte- 
direktoren der Kammergerichtsrat Schlockermann, 
die Landgerichtsräte Dr. Neuenfeldt vom Land⸗ 
gericht II Berlin, Hofmeiſter aus Halberſtadt und 
der Amtsgerichtsrat Dr. Lilia aus Crefeld beim 
Landgericht I Berlin, der Kammergerichtsrat Hanne⸗ 
mann, der Landgerichtsrat Itſchert aus Frankfurt 
a. Main und der Amtsgerichtsrat Dr. Liepmann 
aus Oranienburg beim Landgericht II Berlin, die 
Landgerichtsräte Dr. Maßmann vom Landgericht I 
Berlin und Reichhelm aus Greifswald und der 
Staatsanwaltſchaftsrat Liebenow von der Ober⸗ 
ſtaatsanwaltſchaft beim Kammergericht beim Land⸗ 
gericht III Berlin, der Staatsanwaltſchaftsrat Braut 
von der Staatsanwaltſchaft III Berlin in Düſſel⸗ 
dorf, der Landgerichtsrat Boeſe vom Landgericht I 
Berlin in Altona; zu Landrichtern die Staatsanwälte 
Elsner von der Staatsanwaltſchaft III Berlin 
beim Landgericht! Berlin, Weißermel aus Aachen 
beim Landgericht II Berlin und Rogge aus 
Beuthen O.⸗Schl. beim Landgericht III Berlin; zu 
Amtsrichtern der Amtsrichter a. D. Lepenau und 
die Gerichtsaſſeſſoren Dr. Kohler, Dr. Stern und 
Dr. Wiegand in Berlin⸗Mitte, der Staatsanwalt 
Frackenpohl aus Schneidemühl und der Gerichts⸗ 
aſſeſſor Armſtroff in Groß⸗Lichterfelde, die Gerichts⸗ 
aſſeſſoren Dr. Robert Hirſch, Vowinckel, Reinhold 
Richter und Meucke in Charlottenburg, Dr. Joel 
in Berlin⸗Tempelhof, Körner und Snethlage in 
Berlin⸗Wedding, Ernſt Moritz in Oranienburg, 
Dr. Volkmar, Corty, Sammet und Willy 
Schenk in Berlin⸗Schöneberg, Dr. Ewald in 
Lichtenberg, Dr. Eugen Rademacher in Pankow, 
Dr. Rathjé in Weißenſee bei Berlin, Boas und 
Meene in Rixdorf, Heinrich Simon in Lucken⸗ 
walde; zu Handelsrichtern der Fabrikbeſitzer Wilhelm 
Kühne, der Hofgoldſchmied Franz Günther und 
der Brauereidirektor Dr. Waldemar Freutzel in 


Charlottenburg ſowie der Kaufmann Konrad Meyer 
in Grunewald bei dem Landgericht III Berlin; zum 
ſtellvertretenden Handelsrichter der Fabrikbeſitzer 
Georg Lehmann in Charlottenburg bei dem Land⸗ 
gericht III Berlin. 

Verſetzt find der Senatspräſident Meyer aus 
Hamm und der Oberlandesgerichtsrat Neumaun 
aus Königsberg i. Pr. an das Kammergericht, der 
Landgerichtsrat Hüther aus Schneidemühl, die 
Landrichter Dr. Dreiſt aus Beuthen O. Schl., 
Wetzel aus Meſeritz, Dr. Schlegelberger aus 
Lyck, Zieliſch aus Oſtrowo, die Amtsrichter von 
Drigalski, Nitze und Dr. Peisker von Berlin⸗ 
Mitte, Roedelius von Berlin⸗Schöneberg, 
Schirmer aus Staßfurt, Sprockhoff aus Forſt, 
Wellenberg und Buchow aus Nixdorf, 
Dr. Schlichting aus Charlottenburg, Dr. Gold⸗ 
mann aus Dahme und Dr. Kußmaun aus Gneſen 
an das Landgericht I Berlin, die Landgerichtsräte 
Dr. Simonſohn aus Bartenſtein und von 
Schmiedeberg aus Breslau, der Amtsgerlchterat 
Schweitzer aus Berlin⸗Schöneberg als Landgerichts⸗ 
rat, die Amtsrichter Dr. Rudolph und Gade⸗ 
buſch aus Berlin⸗Schöneberg, Rubehn aus Berlin⸗ 
Tempelhof, Körting aus Landsberg a. W. und 
Boeckh aus Nixdorf als Landrichter an das Land⸗ 
gericht II Berlin, die Landgerichtsräte Halle aus 
Stettin und Dr. Daffis aus Landsberg a. W., 
der Landrichter Dr. Paſſauer aus Beuthen O.⸗Schl., 
die Amtsrichter Großer aus Spremberg, Wagner 
aus Biſchofſtein, Dr. Scholz aus Charlottenburg 
und Krüger aus Lichtenberg als Landrichter an 
das Landgericht III Berlin, der Landgerichtsrat 
Loſſau aus Altona als Amtsgerichtsrat nach Berlin⸗ 
Mitte, die Amtsrichter Tyrell aus Duisburg⸗ 
Ruhrort und Dr. Kleemann aus Adenau nach 
Berlin⸗Schöneberg, die Amtsrichter Kirchner aus 
Lublinitz, Seggel aus Borbeck und Dr. Baumbach 
aus Bottrop nach Berlin⸗Wedding, die Amtsrichter 
Dr. Bayard aus Neuwedell und Dr. Rolffs aus 
Perleberg nach Charlottenburg, die Amtsrichter 
Fiedler aus Berent nach Lichtenberg, Splett⸗ 
ſtoeßer aus Neuenburg W. Pr. nach Nauen, 
Trautmann aus Kempen i. P. nach Oranienburg, 
Riemann aus Oderberg nach Pankow, Vater 
aus Di.-Eylau nach Wittenberge, die Amtsgerichts⸗ 
räte Kienitz aus Finſterwalde nach Pankow, von 
der Linde von Nauen nach Potsdam, Borchard 
aus Luckenwalde, Mareus aus Zilfit, der Land⸗ 
richter Leibenguth aus Elberfeld als Amtsrichter 
nach Rixdorf. 

II. Gerichtsaſſeſſoren. 

Zu Gerichtsaſſeſſoren find ernannt die Referendare 
Ohnſtein, von Tippelskirch, Dr. Griſchard, 
Armand, Heiſecke, Nowamiejski, Dr. Lent, 
Hampf. Dr Wollburg, Reimer, Dr. Hermann 
Schmidt, Dr. Dieke, Lands ky, Habel und 
Fritz Landsberg. 
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Entlaſſen: Kehrl, Maubach, Haaſe. 
III. Staatsanwaltſchaft. 

Ernannt iſt zum Staatsanwalt der Gerichts⸗ 
aſſeſſor Dr. Linde bei der Staatsanwaltſchaft III 
Berlin, zum Amtsanwaltsſtellvertreter in Freien⸗ 
malde a. O. der frühere Verſicherungsbeamte Rich. 
Kantotzky. 

Verſetzt ſind der Staatsanwalt Langen von 
der Staatsanwaliſchaft 1 Berlin an die Oberſtaats⸗ 
anwaltſchaft beim Kammergericht, die Staatsanwälte 
Moprlach von der Staatsanwaltſchaft 1 Berlin an 
die Amtsanwaltichaft bei dem Amtsgericht Berlin⸗ 
Mitte, Dr. Kleſel aus Neuwied an die Staats⸗ 
anwaltſchaft 1 Berlin, Hootz aus Ratibor und 

eras aus Glogau an die Staatsanwaltſchaft III 
Berlin. 
IV. Rechtsanwälte und Notare. 

In der Lifte der Rechtsanwälte ſind eingetragen 
die Rechtsanwälte Brummund aus Falkenburg 
bei dem Amtsgericht Pankow mit dem Wohnſitz in 
Nieder- Schönhauſen, Dr. Sarrazin aus Berlin bei 
dem Amts⸗ und Landgericht Guben, Juſtizrat Her⸗ 
mann Levyſohn aus Danzig bei dem Landgericht I 
Berlin, Kügler aus Charlottenburg bei dem 
Kammergericht, Gärtner aus Seehauſen Altm. 
bei dem Amtsgericht Groß⸗Lichterfelde, Dr. Meer⸗ 
mann aus Berlin⸗Schöneberg bei dem Landgericht I 
Berlin und Arthur Alexander 


beim Amtsgericht MWittenderge, die Gerichtsaſſeſſoren 
Dr. Bruno Grünwald, Dr. Geo Kl 


Nebelſieck, Dr. Max Simon, : 


Niemir beim Landgericht II Berlin, 
Kikath bei dem Amtsgericht Charlottenburg und 
dem Land richt III Berlin, Ephraim beim Amts⸗ 


In der Lifte der Rechtsanwälte ift gelöſcht der 
Rechtsanwalt Kügler bei dem Landgericht III Berlin 
und dem Amtsgericht Charlottenburg. 

Dem Rechtsanwalt und Notar Juſtizrat 
chlichting in Potsdam iſt der Role Adlerorden 
„Klaſſe verliehen. 

Zum Notar iſt der Rechtsanwalt Moeck in 

Oderberg ernannt. 

V. Referendare. 

„ u Neferendaren find ernannt die 
kandidaten Liebert, Ehrlich, Dietrich, Schu⸗ 
bert, Schlötke, Rieger, Meyerſohn, Sar- 
torius, Kleiſt, Beine, Bolzaui, Walder, 
Nümelin, Richard Wol „Meyer, Weſtphal, 
Tolemaun, Doerffel, vewenſtein, Richter, 
Georg Cohn, Stange, Nahmer. 


Entlaſſen iſt der i 2 
VI 8 bGferendar von Boettingen 


ubalternbeamte. 
Ernannt ſind zum etatsmäßigen Amtsanwalt 
auf Widerruf bei der Amtsanwaltſchaft Rixdorf der 


Amtsanwaltsanwärter vormalige Referendar Roſe, 


Rechts⸗ 


um Gerichtsſchreiber bei dem Amtsgericht Berlin 
Mitte der Aktuar Hugo Eggert; zu Gerichtsvoll⸗ 
ziehern die Gerichtsdiener Reich in Berlinchen und 
Grüneberg in Fehrbellin, die Militäranwärter 
Franz Schwarz in Pforten und Hartlep in 
Triebel; der ſtändige Inſpektionsgehilfe Gehrke 
zum Inſpektionsaſſiſtenten bei dem Strafgefängnts 
in Tegel. J 

Versetzt find die Amtsgerichtsſekretäre Tichent- 
ſcher von Wuſterhauſen a. D. an das Amtsgericht 
Pankow, Vollrath von Wendiſch⸗Buchholz an das 
Amtsgericht Wuſterhauſen a. D., Pfeiffer vom 
Amtsgericht Reetz an das Amtsgericht Wendiſch⸗ 
Buchholz; die Gerichtsvollzieher Willberg von 
Charlottenburg an das Amtsgericht Forſt i. L., 
Weſtphalen von Steinhorſt und Walther von 
Neustadt i. H. an das Amtsgericht Berlin-Wedding, 
Hellbardt von Plön, Kotowski aus Triebel an 
das Amtsgericht Charlottenburg, Zühlke aus 
Glückſtadt, Peter aus Schönberg i. H., Vehſe 
aus Berlinchen an das Amtsgericht Berlin⸗Schöne⸗ 
berg, Harwardt aus Havelberg, Koloff aus 
Wend. Buchholz an das Amtsgericht Berlin⸗Mitte, 
Rahlf aus Lauenburg a. E. an das Amtsgericht 
Groß⸗Lichterfelde, Saffan aus Lügumkloſter an 
das Amtsgericht Rixdorf, Brückenſtein aus Pförten 
an das Amtsgericht Havelberg, Haerttel aus 
Fehrbellin an das Amtsgericht Wend. Buchholz; 
die Kanzliſten Auguſt Wolff von Neu⸗Ruppin an 
Panten von Guben an 
das Amtsgericht Groß⸗Lichterfelde; die Inſpektions⸗ 
aſſtſtenten Billau vom Strafgefängnis Tegel an 


Wronke, Anders von 


Metſch beim Landgericht Guben, Kowalezylk beim 
Amtsgericht Pankow. 


Penſioniert find Amtsanwalt Borchert in 
Rixdorf, Gerichtsvollzieher Mäder in Forſt i. L. 
find der Amtsgerichtsſekretär 

Sötröhmer aus Luckau, der Kanzliſt Klähn vom 
Kammergericht. 


Entlaſſen iſt der Gerichtsvollzteher Hermann 
Meyer aus Nauen. 
369. Seine Majeſtät der König haben Aller⸗ 
gnädigſt geruht, den Regierungsrat Schmaucks 
in Frankfurt a. O. zum Stellvertreter des zweiten 
Mitgliedes des Bezirksausſchuſſes in Frankfurt a. O. 
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auf die Dauer feines Hauptamtes am Sitze des 
Bezirksausſchuſſes zu ernennen. 

370. Seine Majeſtät der Kaiſer und König 
haben dem am 1. Mai 1908 in den Ruheſtand 
tretenden Stiftsrentmeiſter, Rechnungsrat Michael 
in Neuzelle den Roten Adlerorden vierter Klaſſe zu 
verleihen geruht. 

371. Die Wahl des Bürgermeiſters Fritzſch 
zu Alfeld a. Leine zum Bürgermeiſter der Stadt 
Finſterwalde N.⸗L. auf die geſetzliche zwölfjährige 
Dienſtperiode iſt Allerhöchſten Orts beſtätigt worden. 
372. Der Regterungs⸗Hanptkaſſenbuchhalter 
Arning iſt zum Rentmeiſter bei dem Stift Neu⸗ 
zelle ernannt. Ihm iſt vom 1. Mai 1908 ab die 
Rentmeiſterſtelle bei dem Königlichen Rentamt zu 
Neuzelle endgültig übertragen worden. 

378. Der Regierungsſekretär Ruſchke hier iſt 
zum Regierungshauptkaſſenbuchhalter ernannt worden. 
374. Der Gerichtsaſſeſſor Siegfried in Frank⸗ 
ſurt a. O. iſt in die landwirtſchaftliche Verwaltung über: 
nommen und zum Regierungsaſſeſſor ernannt worden. 
375. Der Steuerſekretär Wodarg in Seelow 
iſt zum Regierungsſekretär ernannt und an die 
hieſige Königliche Regierung verſetzt worden. 

376 Der Gutsbeſitzer Adolf Schoeppe zu 
Klausdorf iſt zum Kreisboniteur des Kreiſes Soldin 
beſtellt worden. 

377. Dem Fräulein Eliſabeth Höricke in 
Zachow, Kreis Königsberg N.⸗M., iſt die Erlaubnis 
zur Annahme der Stelle als Hauslehrerin und 
Erzieherin im Regierungsbezirke erteilt worden. 
378. Dem Fräulein Gertrud Moritz in Ober⸗ 
förſterei Maßin, Kreis Landsberg a. W., iſt die 


384. 


Erlaubnis zur Annahme der Stelle als Hauslehrerin 
und Erzieherin im Regierungsbezirke erteilt worden. 
379. Dem Fräulein Margarete Dauer in 
Forſthaus Lagow, Kreis Oſtſternberg, iſt die Er⸗ 
laubnis zur Annahme der Stelle als Hauslehrerin 
und Erzieherin im Regierungsbezirk erteilt worden. 
380. Der Lehrerin Charlotte Sarnow iſt die 
Erlaubnis zur Fortführung der Familienſchule in 
Chriſtianſtadt erteilt worden. 

381. Dem Fräulein Hedwig Kleß in Hohen⸗ 
karzig, Kreis Friedeberg Nm., iſt die Erlaubnis zur 
Annahme der Stelle als Hauslehrerin und Erzieherin 
im Regierungsbezirke erteilt worden. 

382. Es find ernannt worden: zu Amts vor⸗ 
ſtehern 1. der General z. D. von Müller zu 
Skyren für den Amtsbezirk 19 Trebichow, 2. der 
herrſchaftliche Oberförſter Seebeck zu Topper für 
den Amtsbezirk 16 Topper, beide im Kreiſe Croſſen; 
zu Amtsvorſteher⸗Stellvertretern: 1. der 
Majorateförſter Simon zu Schloß Sommerfeld für 
den Amtsbezirk 1 Göhren, 2. der Wirtſchaftsin⸗ 
ſpektor Paul Brieſe zu Tammendorf für den Amts⸗ 
bezirk 23 Kurtſchow, beide im Kreiſe Croſſen, 3. der 
Bauerhofsbeſitzer Auguſt Koplin zu Neuſtüdnitz für 
den Amtsbezirk 24 Spechtsdorf, Kreis Arnswalde, 
4. der Gemeindevorſteher Raddy zu Ragow für 
den Amtsbezirk 1 Ragow, Kreis Calau, 5. der 
Fabrikbeſitzer Alerander Baerwaldt zu Pulverkrug 
für den Amtsbezirk 6 Reipzig, Kreis Weſt⸗Sternberg. 


383. Uebertragen: Dem Ober⸗Poſtſekretär 
Graß in Sommerfeld (Bez. Ffo.) die Poſtmeiſter⸗ 
ſtelle in Cammin (Pommern). 


Verwaltungs ⸗Ueberſicht 


der Haupt⸗Sparkaſſe des Markgraftums Niederlausitz am Schluſſe des Jahres 1907. 


I. Die ſtändiſche Haupt⸗Sparkaſſe der Nieder- Am Schluſſe 


des Jahres Mithin im Jahre 1907 


lauſitz beſitzt: 

A. Kapitalien, welche zu 3½ % ausge⸗ * 85 mehr weniger 

liehen ſind: e 
1. gegen hypothekariſche Sicherheit innerhalb | 7 

der 6 Landkreiſe der Niederlauſitz und | 

der Stadtkreiſe Forſt und Guben und 

war: 

a. = Standesherrſchaften 1612620 — 1715 120 — 102 500— — — 

b. „ Rittergüter 11 446 727 750 12 615 3543601 168 626060 a 

c. „ ſtädtiſche Beſitzungen a .1 16 195 13540] 16 977 260. 40| 782 195 — _ — 

d. „ kleine ländliche Befigungen - . . 10059 05709] 10 173 28809 114 231 Bea 

e. an Korporationen 10230 701 —] 10494 141— 263 440 — — — 
2. Auf Grundſtücke außerhalb der Nieder⸗ | 

lufig on 2.220205] 1894760] 1 390 260. — — 4500 — 
3. Gegen Fauſtpfänder nach Vorſchrift des 

Regulativs vom 6. April 1891 zu 4% 10 350— 10 350— — — — — 
B. Staats⸗ und Landespapiere und zwar: 
1. Pfandbriefe zu 3½ % . 11 425 575— 11 425 575 — — — — 
FEAR 4% ©. 900.— 900.— je: —l- 
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3. Obligationen von 3 // igen Staats⸗Anleihen] 12 140 700 12440 700 
4 Hi 


? 5 „ 3 igen 0 " 

/ 

C. Bare Geldbeftände bei der Haupt 
Sparkaſſe und den Neben⸗Sparkaſſen 
einſchließl. des Vorſchufſes für Porto⸗ 
auslagen im Betrage von 500 Mark 

D. Disponible Fonds: 

1. Guthaben bei dem Bankier C. N. Engelhardt, 
Berlin 


2. Guthaben bei der Kur⸗ und Neumärkiſchen 5 


Ritterſchaftlichen Darlehnskaſſe in Berlin 
E. Noch einzuziehende Zinſen und zwar: 
1. von Hypotheken- und Fauſtpfand⸗Kapitalien 
2. von den Cupons der Kapitalien sub B 
F. Forderungen für Koſtenvorſchüſſe, 
Portoverläge und ſonſtige Vorſchüſſe 
6. Vorſchüſſe an die Kriegsſchuldenkaſſe 


II. Hier von gehen ab: 
a. ſämtliche Einlagen der Intereſſenten bei 
der ſtänd. Haupt⸗Sparkaſſe der Niederlauſitz 

mit Einſchluß der berechneten Zinſen 

b. die Summe der eingezahlten Amortiſations⸗ 
Raten, einſchließlich der davon bis Ende 
Dezember 1907 berechneten Zinſen 


Es verbleibt mithin als Reſervefonds der Betrag von 

Werden die vorhandenen Papiere zum Kurswert 
am 31. Dezember 1907 eingeftellt, fo ergibt 
fi) als Betrag des Reſerve fonds 

Werden dieſelben gemäß Miniſterial⸗Erlaß vom 
24. Januar 1891 — J. B. 527 — zum Tages⸗ 
kurſe am Rechnungsſchluſſe 1907, ſofern dieſer 
aber den Ankaufspreis üherfteigt, nur zu letzterem 
eingeftellt, fo ergibt ſich als Reſervefonds 


Ad J A 1. Hypotheken⸗Kapitalien wurden im J 


Dagegen ſind zurückgezahlt worden 


Die Summe der ausgeliehenen Darlehne iſt ſonach 


und zwar: 
bei den Standes⸗ 
herrſchaften um 102 500,— M. 
bei den Ritter⸗ 
gütern um 1 168 626,60 „ 
bei den ſtädtiſchen 
Beſitzungen um 782 125, — „ 
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68 738 32479 71 273 8934102 535 568 


2385 371 


Summa| 71 123 606. 07789 7288 6160818 
60 = 


509287171] 5416460131 
4 543 522910 380157204 — — 
4524 12877] 3 797 163089 


Erläuterungen. 
ahre 1907 neu ausgegeben 


300 000 — 


100 000 - 100 000— — 
544050 — 519 450 — 24 600 — 
712 20885 1 086 50445 e 
98917 — 951450 89 402150 
38 42812 39 26052 — nn 
112421680 114800163 io 
39 46657 10.— — 1 3945657 
54550—| 43 700 En 10 850 — 


Summa] 76 216 5680410 79 156 188/94 3 108 429 60 168809|07 


91] 2465 835 22 80 463031 


323 588 6 


741 95087 


726 96488 


3 003 795 M. — Pf. 
577 872 „ 40 „ 


226 422 M. 50 Pf. 


gewachſen um 


kl. ländl. , „ 114 231,.— „ 
bei den Korporatlo⸗ 
nen um . 263 440,— „ 
= 2 430 922,60 M. 
ult. 1906 waren in 
Schleswig⸗Holſtein 
ſich verringert: ausgeliehen 872 960 M. — Pf. 


fie hat 
„ A 2. bei den Grundſlücken außerhalb der 
En — 4 500,— 1 


Niederlaufig um . 


1907 wurden zurück⸗ 


gezahlt 4500 „ — 


Summa wie oben 2426 422,60 M. bleiben ult. 1907 868460 N. Pf. 
; 20 
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1 8. 
ausgeliehen wurden im Jahre 1907 


zurückgezahlt wurden im Jahre 1907 
Bleiben ultimo 1907 ausgeliehen 
B 3. 
angekauft wurden im Jahre 1907 
Mithin Beſtand ultimo 1907 
B 5. 
ausgeloſt wurden im Jahre 1907 
Mithin Beſtand ultimo 1907 


Ad II a. Sämtliche Einlagen der Intereſſenten betrugen 
68 738 324 M. 79 Pf. auf 149 456 Quittungsbücher. 


10 195 370 „ 05 „ 
2055 898 „ 94 


am Schluſſe des Jahres 1906 
Hinzugetreten ſind im Jahre 1907 
a. durch neue Einlagen 
b. durch Zinszuſchreibung 


Die Summe der Fauſtpfand⸗Darlehne betrug ultimo 1906 


Rentenbriefe zu 4% waren ultimo 1906 vorhanden 2 


10 350 M. — Pf. 
8 


zuſammen 10 450 M. — Pf. 
1 100 


27 77 


3 10350 M. # 


* “u 
- 12 440 700 I. — Pf. 
544 050 M. — Pf. 
55 
l .. . . J 519 450 MN. — Pf. 


Obligationen von 3½ igen Staatsanleihen waren ultimo 1906 vorhanden 12 140 700 M. — Pf. 
cc 


und 9 434 


75 


find 80989 593 M. 78 Pf. auf 158 890 Quittungsbücher. 


Dagegen ſind zurückgenommen 


9 715 700 „ 37 „ und 7246 


II 


. r  e  ae 
Verbleiben am Schluſſe des Jahres 1907 71273 893 M. 41 Pf. auf 151 644 Quittungsbücher. 


Lübben, den 4. April 1908. 


Vakante Lehrerſtellen im Regierungsbezirk 
Fraukfurt a. 


385. Kreis Arnswalde, 1. Lehrer⸗ u. Küſter⸗ 
ſtelle in Granow, G. 1350 M., 1. 7. 08. 1. Lehrer⸗ 
u. Küſterſtelle in Marienwalde, G. 1300 M., 1. 7.08. 
Kreis Friedeberg, 1. Lehrers u. Küſterſtelle in Alt⸗ 
gurkowſchbruch, G. 1500 M., 1. 10. 08. 2. Lehrer⸗ 
ſtelle in Gottſchimmerbruch, ©. 1000 M., 1. 7. 08. 
Kreis Guben, 2. Lehrerſtelle in Mückenberg, 
G. 1000 M., 1. 7. 08. Kreis Kalau, 6. Lehrer⸗ 
ſtelle in Großräſchen, G. 1200 M. 15. 08. 
2. Lehrerſtelle in Koſtebrau, G. 1200 M., 1. 7. 08. 
Kreis Königsberg, 2. Lehrerſtelle in Altbleſſin, 


Landes⸗Deputation des Markgraftums Niederlauſitz. 


G. 1000 M., 1. 8. 08. Kreis Kottbus, 2. Lehrer⸗ 
ſtelle in Schorbus, G. 1000 M., 1. 5. 08. Kreis 
Landsberg, 5. Lehrerſtelle in Lipke, G. 1000 M., 
1. 10. 08. Kreis Lebus, Küſter⸗ u. Lehrerſtelle in 
Diedersdorf, G. 1395 M, 1. 7. 08. Küſter⸗ u. 
Lehrerſtelle in Hermersdorf, G. 1320 M., 1. 6. 08. 
5. Lehrerſtelle in Guſow, G. 1000 M., 1. 7. 08. 
Kreis Sorau, 1. Lehrer⸗ u. Küſterſtelle in Schön⸗ 
walde, G. 1440 M., 1. 10. 08. Kreis Oſiſternberg, 
Küſter⸗ u. Lehrerſtelle in Malſow, G. 1250 M., 
1. 7. 08. Der Einheitsſatz der Alterszulagen beträgt 
überall 120 M. 

Bewerbungen find an die Königliche Regierung, 
Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen, zu richten. 


Zur Beachtung! 


Das Amtsblatt nebſt Offentlichem Anzeiger erſcheint an 
und den Offentlichen Anzeiger beſtimmten Be anntmachungen fin! 


ebem Mittwoch. Die für das Amtsblatt 
unter der Briefaufſchrift: 


„An die Schriftleitung des Regierungs⸗Amtsblatts zu Frankfurt a. O.“ 
uznſenden. Sie müſſen, beſonders in Bezug auf Eigen⸗ ſowle Ortsnamen deutlich geſchrieben fein und 


wenn ſie in das nächſte Stück aufgenommen werden 


ſollen, 


ſpäteſtens Montag vormittag bei der 


Schriftleitung eingehen. Jeder für das Amtsblatt beſtimmten Bekanntmachung muß eine kurze Inhalts⸗ 


angabe vorangeſetzt werden. 


Bei Erledigung von Steckbriefen u. |. w. ift nur der Annan, Vorname des Ber 


kauntmachungen, bei denen es ſich um 


folgten ſowie die Einrückungsunmmer und das Jahr der V 


eröffentlichung anzugeben · 


Die Königlichen Gerichtsbehörden werden erfuht, in den — wegen Aufnahme von Be 
unehaltung von Friſten han 


delt, die Dauer der“ 


ſelben, ſowie das Datum desjenigen Mittwochs genau anz eben, au welchem die 
Einrückung erfolgen ſoll; dies iii beſonders bel ſolchen Bekanntmachungen notwendig, welche 
mehrere Male veröffentlicht werden ſollen. t eingegangene Amtsblattſtücke werden nur 


dann kuyſtenfrei nachgeliefert, 
behörde erfolgt. 
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